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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1969 Ausgegeben am 16. Mai 1969 36. Stück

1 4 2 . Bundesgesetz: Berufsausbildungsgesetz
143. Bundesgesetz: EGVG.-Novelle 1969

1 4 3 . Bundesgesetz vom 26. März 1969
über die Berufsausbildung von Lehrlingen

(Berufsausbildungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Lehrling

§ 1. Lehrlinge im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind Personen, die auf Grund eines Lehrvertrages
(5 12) zur Erlernung eines in der Lehrberufsliste
(§ 7) angeführten Lehrberufes bei einem Lehr-
herrn (§ 2) fachlich ausgebildet und im Rahmen
dieser Ausbildung verwendet (§ 9) werden.

Der Lehrherr

§ 2. (1) Lehrherren im Sinne dieses Bundes -
gesetzes sind nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5
natürliche und juristische Personen sowie Per-
sonengesellschaften des Handelsrechtes, bei denen
Lehrlinge (§ 1) auf Grund eines Lehrvertrages
(§ 12) zur Erlernung eines in der Lehrberufsliste
(§ 7) angeführten Lehrberufes fachlich ausgebildet
und im Rahmen dieser Ausbildung verwendet
(§ 9) werden.

(2) Inhaber eines Gewerbes dürfen Lehrlinge
in einem in der Lehrberufsliste angeführten Lehr-
beruf nur ausbilden, wenn

a) sie nach den Bestimmungen der Gewerbe-
ordnung zur Ausübung der Tätigkeit be-
fugt sind, in der der Lehrling ausgebildet
werden soll,

b) sie nicht nach den Bestimmungen des § 4
dieses Bundesgesetzes vom Recht zur
Ausbildung von Lehrlingen ausgeschlossen
sind,

c) sie, oder in den Fällen des § 3 der Aus-
bilder, die erforderlichen Fachkenntnisse
zur Ausbildung von Lehrlingen besitzen
und

d) die im Abs. 6 festgelegten Voraussetzungen
gegeben sind.

(3) Inhaber handwerksmäßiger Gewerbe und
solcher konzessionierter Gewerbe, zu deren An-
tritt ein Befähigungsnachweis erforderlich ist,
dürfen Lehrlinge in den ihrem Gewerbe ent-

sprechenden Lehrberufen nur ausbilden, wenn
sie bei handwerksmäßigen Gewerben die betref-
fende Meisterprüfung abgelegt, bei konzessionier-
ten Gewerben den Befähigungsnachweis erbracht,
oder aber eine diesbezügliche Nachsicht erhalten
haben, sofern diese Nachsicht nicht das Recht zur
Ausbildung von Lehrlingen ausschließt.

(4) Die für den Inhaber eines Gewerbes gel-
tenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
finden auf den Pächter eines Gewerbes und den
gewerberechtlichen Stellvertreter (Geschäfts-
führer) sinngemäß Anwendung.

(5) Das Ausbilden von Lehrlingen in einem in
der Lehrberufsliste angeführten Lehrberuf ist
ferner zulässig

a) durch die Inhaber von Betrieben, die nicht
den Bestimmungen der Gewerbeordnung
unterliegen, deren Inhaber aber Mitglied
einer Landeskammer der gewerblichen
Wirtschaft sind,

b) in von land- und forstwirtschaftlichen Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften be-
triebenen Sägen, Harzverarbeitungsstätten,
Mühlen und Molkereien, sofern in diesen
Betrieben dauernd eine größere Anzahl von
Dienstnehmern beschäftigt wird, als gemäß
S 2 des Landarbeitsgesetzes, BGBl. Nr. 140/
1948, in der jeweils geltenden Fassung, be-
stimmt ist, auch wenn diese Genossenschaft
nicht Mitglied einer Landeskammer der
gewerblichen Wirtschaft ist,

c) durch die Österreichischen Bundesbahnen,
die Post- und Telegraphenverwaltung und
die Elektrizitätsversorgungsunternehmen,

d) durch die Inhaber von Betrieben, die der
Herausgabe periodischer Druckschriften
durch deren Herausgeber dienen, oder

e) in Verwaltungsstellen der Gebietskörper-
schaften und von Instituten und Kliniken
von Hochschulen,

wenn für die erforderliche Anzahl von Personen,
die die persönlichen Voraussetzungen für das Aus-
bilden von Lehrlingen besitzen (Abs. 2 lit. b und
c) vorgesorgt ist und die Voraussetzungen des
Abs. 6 gegeben sind.
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(6) Die Ausbildung von Lehrlingen ist nur zu-
lässig, wenn der Betrieb oder die Werkstätte so
eingerichtet ist und so geführt wird, daß den
Lehrlingen die für die praktische Erlernung im
betreffenden Lehrberuf nötigen Fertigkeiten und
Kenntnisse vermittelt werden können.

Der Ausbilder

§ 3. (1) Der Lehrherr hat mit der Ausbildung
von Lehrlingen andere Personen, die den An-
forderungen des § 2 Abs. 2 lit. c entsprechen und
nicht nach § 4 dieses Bundesgesetzes von der
Ausbildung von Lehrlingen ausgeschlossen sind,
zu betrauen (Ausbilder), sofern es sich

a) bei dem Lehrherrn um eine juristische Per-
son öder eine Personengesellschaft des
Handelsrechtes,

b) um eine Unternehmung, deren Art oder
Umfang eine fachliche Ausbildung des Lehr-
lings in dem betreffenden Lehrberuf unter
Aufsicht des Lehrherrn nicht zuläßt, oder

c) um einen Witwen- oder Deszendentenfort-
betrieb

handelt.
(2) Ein Lehrherr, der gemäß Abs. 1 nicht ver-

pflichtet ist, einen Ausbilder mit der Ausbildung
von Lehrlingen zu betrauen, ist dazu berechtigt;
dies gilt insbesondere, wenn es sich um
eine durch Abs. 1 lit. b nicht erfaßte fabriks-
mäßig betriebene Unternehmung handelt, oder
im Falle der Ausübung von Rechten, die dem
Gewerbeinhaber im Rahmen seiner Gewerbe-
berechtigung zustehen, wie Instandsetzungs- und
Vollendungsarbeiten.

(3) Ein gewerberechtlicher Stellvertreter (Ge-
schäftsführer) kann als Ausbilder herangezogen
werden, wenn er den Anforderungen des Abs. 1
entspricht.

(4) Sofern in einer Unternehmung mehrere
Ausbilder mit der Ausbildung von Lehrlingen
betraut wurden, hat der Lehrherr eine Person
mit der Koordination der gesamten Ausbildung
zu betrauen, wenn es zur sachgemäßen Aus-
bildung der Lehrlinge erforderlich ist.

Verbot des Ausbildens von Lehrlingen

§ 4. (1) Lehrherren, die wegen eines Ver-
brechens oder wegen eines aus Gewinnsucht be-
gangenen oder gegen die öffentliche Sittlichkeit
verstoßenden Vergehens oder wegen einer sol-
chen Übertretung oder wegen der Finanzver-
gehen des Schmuggels, der Hinterziehung von
Eingangs- oder Ausgangsabgaben oder der Ab-
gabenhehlerei nach § 37 Abs. 1 lit. a Finanzstraf-
gesetz, BGBl. Nr. 129/1958, rechtskräftig verur-
teilt worden sind, ohne daß die Rechtsfolgen
aufgeschoben worden sind, dürfen Lehrlinge
weder aufnehmen noch die bereits aufgenom-
menen Lehrlinge behalten.

(2) Lehrherren, die wegen eines Verbrechens
oder wegen eines im Abs. 1 angeführten Ver-
gehens oder wegen einer solchen Übertretung
in gerichtlicher Untersuchung stehen, dürfen
Lehrlinge nicht aufnehmen.

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat auf An-
trag des Lehrherrn oder des Lehrlings, für
minderjährige Lehrlinge auf Antrag des gesetz-
lichen Vertreters, nach Anhörung der für den
Lehrherrn zuständigen Fachgruppe (Fachvertre-
tung, Kammer der gewerblichen Wirtschaft —
Sektion Handel) und der Kammer für Arbeiter
und Angestellte Ausnahmen von den Bestim-
mungen des Abs. 1 und 2 zu bewilligen, wenn
kein Nachteil für die Lehrlinge zu befürchten
ist.

(4) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat einem
Lehrherrn nach Anhörung der für ihn zustän-
digen Fachgruppe (Fachvertretung, Kammer der
gewerblichen Wirtschaft — Sektion Handel) und
der Kammer für Arbeiter und Angestellte die
Ausbildung von Lehrlingen zu untersagen,

a) wenn der Lehrherr oder der Ausbilder
wegen eines Verbrechens oder wegen eines
im Abs. 1 angeführten Vergehens oder
wegen einer solchen Übertretung in ge-
richtlicher Untersuchung steht, sofern durch
diesen Umstand ein Nachteil für die Lehr-
linge zu befürchten ist,

b) wenn der Ausbilder wegen eines Ver-
brechens oder wegen eines im Abs. 1 an-
geführten Vergehens oder wegen einer sol-
chen Übertretung rechtskräftig verurteilt
worden ist, ohne daß die Rechtsfolgen auf-
geschoben wurden,

c) wenn der Lehrherr oder der Ausbilder
einer Sucht, insbesondere der Trunksucht,
verfallen ist,

d) wenn der Lehrherr oder der Ausbilder die
Pflichten gegenüber seinem Lehrling gröb-
lich verletzt, insbesondere wenn eine dieser
Personen an dem nicht entsprechenden Er-
gebnis einer Lehrabschlußprüfung Schuld
trägt oder wiederholt gemäß § 32. Abs. 1
bestraft wurde und dennoch diesen Pflich-
ten nicht nachgekommen ist, oder

e) wenn der Betrieb oder die Werkstätte nicht
den Anforderungen des § 2 Abs. 6 ent-
spricht.

(5) Die Ausbildung von Lehrlingen kann für
immer oder auch, je nach der Art des Grundes,
aus dem die Nichteignung des Lehrherrn oder
des Ausbilders anzunehmen ist, für eine ange-
messene Zeit untersagt werden. Ist eine gericht-
liche Untersuchung der Grund der Maßnahme,
so ist auszusprechen, daß das Verbot mit der
Einstellung des Strafverfahrens oder dem rechts-
kräftigen Freispruch endet. Ist die Nichteignung
des Ausbilders (Abs. 4 lit. a bis d) oder des



36. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1969 — Nr. 142 857

Betriebes oder der Werkstätte (Abs. 4 lit. e) der
Grund der Maßnahme, so hat die Bezirksvcr-
waltungsbehörde von dem Verbot abzusehen
oder ein bereits erlassenes Verbot aufzuheben,
wenn ein geeigneter Ausbilder mit der Ausbil-
dung betraut wurde oder der Lehrherr selbst die
Ausbildung übernimmt, bzw. wenn der Betrieb
oder die Werkstätte nunmehr den Anforderun-
gen des § 2 Abs. 6 entspricht.

(6) Gegen die Entscheidung der Bezirksver-
waltungsbehörde steht das Recht der Berufung
an den Landeshauptmann zu, gegen dessen Ent-
scheidung eine weitere Berufung nicht zulässig
ist.

(7) Offene Handelsgesellschaften und Komman-
ditgesellschaften dürfen nicht ihre persönlich
haftenden Gesellschafter, Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung ihre Gesellschafter und Ge-
schäftsführer sowie Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschaften und Aktiengesellschaften ihre
Vorstandsmitglieder als Lehrling ausbilden.

(8) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben die
Lehrlingsstellen und die örtlich zuständigen
Kammern für Arbeiter und Angestellte von
rechtskräftigen Bescheiden, mit denen die Aus-
bildung von Lehrlingen untersagt wird, zu ver-
ständigen.

(9) Die Gerichte haben die Bezirksverwaltungs-
behörden, die Arbeitsinspektorate und die Lehr-
lingsstellen von der Einleitung einer gerichtlichen
Untersuchung gegen einen Lehrherrn wegen eines
Verbrechens oder wegen eines im Abs. 1 ange-
führten Vergehens oder wegen einer solchen
Übertretung und von der Einleitung einer der-
artigen Untersuchung gegen einen Ausbilder die
Bezirksverwaltungsbehörden und die Arbeits-
inspektorate zu verständigen; weiters haben die
Gerichte die Arbeitsinspektorate und die Lehr-
lingsstellen von der rechtskräftigen Verurteilung
eines Lehrherrn wegen eines Verbrechens oder
wegen eines im Abs. 1 angeführten Vergehens
oder wegen einer solchen Übertretung sowie die
Bezirksverwaltungsbehörden und die Arbeits-
inspektorate von einer derartigen Verurteilung
eines Ausbilders zu verständigen.

Lehrberufe

§ 5. (1) Lehrberufe sind Tätigkeiten,
a) die alle oder einzelne Teile einer den Be-

stimmungen der Gewerbeordnung unter-
liegenden Beschäftigung oder mehrerer
solcher Beschäftigungen zum Gegenstand
haben,

b) die geeignet sind, im Wirtschaftsleben den
Gegenstand eines Berufes zu bilden, und

c) deren sachgemäße Erlernung mindestens
zwei Jahre erfordert.

(2) Gewerbe, für deren Antritt zumindest die
Zurücklegung einer zweijährigen Lehrzeit vorge-
schrieben ist, sind jedenfalls Lehrberufe. Gewerbe,
für deren Antritt eine andere mindestens drei-
jährige Verwendung als Befähigungsnachweis vor-
geschrieben ist, sind nach Maßgabe des Abs. 1
Lehrberufe.

(3) Lehrberufe sind ferner Tätigkeiten,

a) die nicht der Gewerbeordnung, jedoch hin-
sichtlich der Berufsausbildung der Gesetz-
gebung und der Vollziehung des Bundes
unterliegen und die eine Beschäftigung auf
den Gebieten der Schiffahrt, des Eisenbahn-
und des Luftverkehrs, des Post-, Tele-
graphen- und Fernsprechwesens, oder des
Geld-, Kredit- und Versicherungswesens
zum Gegenstand haben,

b) bei denen die Ausbildung in dieser Be-
schäftigung als Lehrling im Sinne dieses
Bundesgesetzes im Hinblick auf die für
diese Tätigkeiten erforderlichen Fertig-
keiten und Kenntnisse zweckmäßig ist, und

c) bei denen die Voraussetzungen des Abs. 1
lit. b und c vorliegen.

(4) Verwandte Lehrberufe sind solche Lehr-
berufe, in denen gleiche oder ähnliche Roh- und
Hilfsstoffe und Werkzeuge verwendet werden
oder Tätigkeiten zu verrichten sind, die gleiche
oder ähnliche Arbeitsvorgänge erfordern und die
in der Lehrberufsliste als solche bezeichnet sind.

(5) Außer in den im Abs. 6 angeführten Fällen
ist die gleichzeitige Ausbildung eines Lehrlings
in zwei Lehrberufen zulässig.

(6) Die gleichzeitige Ausbildung ist nicht zu-
lässig:

a) bei verschiedenen Lehrherren,
b) in Lehrberufen, die verwandt sind und deren

Lehrzeit gegenseitig ohnedies in vollem
Ausmaß anzurechnen ist (§ 6 Abs. 3), oder

c) in mehr als zwei Lehrberufen überhaupt.

(7) Die Ausbildung eines Lehrlings in einem
Lehrberuf bei einem Lehrherrn, dessen Betrieb
nur saisonmäßig geführt wird, ist nur dann zu-
lässig, wenn für die Erfüllung der Berufsschul-
pflicht und für die Erreichung des Ausbildungs-
zieles, beispielsweise im Rahmen einer von der
Lchrlingsstelle geförderten zwischenbetrieblichen
Ausbildungsmaßnahme (§ 19 Abs. 7), vorgesorgt
ist.

Dauer der Lehrzeit

§ 6. (1) Die Dauer der Lehrzeit in einem Lehr-
beruf hat in der Regel drei Jahre zu betragen;
sie darf innerhalb eines Zeitraumes von zwei
bis höchstens vier Jahren nur in ganzen oder
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halben Jahren festgesetzt werden. Für die Fest-
setzung der Dauer der Lehrzeit eines Lehrberufes
sind die in diesem zu erlernenden Fertigkeiten
und Kenntnisse, der Schwierigkeitsgrad der Aus-
bildung in dem betreffenden Lehrberuf sowie
die Anforderungen, die die Berufsausübung stellt,
maßgebend.

(2) Bei gleichzeitiger Ausbildung in zwei Lehr-
berufen beträgt die Dauer der Gesamtlehrzeit
die Hälfte der Gesamtdauer der beiden festge-
setzten Lehrzeiten, vermehrt um ein Jahr; die
gesamte Lehrzeit darf höchstens vier Jahre be-
tragen.

(3) Die Dauer der Lehrzeit verwandter Lehr-
berufe ist gegenseitig anrechenbar.

(4) Für die Festsetzung des Ausmaßes der An-
rechnung von Lehrzeiten verwandter Lehrberufe
ist maßgebend, in welchem Umfang in den ver-
wandten Lehrberufen gleiche oder ähnliche Roh-
und Hilfsstoffe und Werkzeuge verwendet wer-
den oder Tätigkeiten zu verrichten sind, die
gleiche oder ähnliche Arbeitsvorgänge erfordern.

Lehrberufsliste

§ 7. (1) Das Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie hat mit Verordnung in
einer Lehrberufsliste festzusetzen:

a) die Lehrberufe im Sinne des § 5 Abs. 1 und
des § 5 Abs. 3,

b) die Dauer der Lehrzeit im Sinne des § 6
Abs. 1,

c) die verwandten Lehrberufe im Sinne des
§ 5 Abs. 4 und

d) das Ausmaß der Anrechnung von Lehr-
zeiten verwandter Lehrberufe im Sinne des
§ 6 Abs. 4.

(2) Durch Änderungen der Lehrberufsliste darf
in bestehende Lehrverhältnisse nicht eingegriffen
werden.

(3) Vor Erlassung der Lehrberufsliste hat das
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie mit dem Bundesministerium für soziale
Verwaltung und mit den durch die Erlassung
dieser Verordnung sonst berührten Bundesmini-
sterien das Einvernehmen zu pflegen.

Ausbildungsvorschriften

§ 8. (1) Das Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie hat für die einzelnen
Lehrberufe nach Maßgabe der Abs. 2 bis 5 durch
Verordnung Ausbildungsvorschriften festzulegen.

(2) Die Ausbildungsvorschriften haben Berufs-
bilder zu enthalten; diese sind entsprechend den
dem Lehrberuf eigentümlichen Arbeiten und den
zur Ausübung dieser Tätigkeiten erforderlichen
Hilfsverrichtungen, jedoch ohne Rücksicht auf
sonstige Nebentätigkeiten des Lehrberufes unter

Berücksichtigung der Anforderungen, die die
Berufsausbildung stellt, festzulegen und haben die
wesentlichen Fertigkeiten und Kenntnisse, die
während der Ausbildung zu vermitteln sind, an-
zuführen.

(3) In den Ausbildungsvorschriften ist zur
Sicherung einer sachgemäßen Ausbildung des
Lehrlings vorzusehen,

a) sofern kein Ausbilder bestellt ist, eine ent-
sprechende Höchstzahl der in einem Lehr-
beruf auszubildenden Lehrlinge im Ver-
hältnis zur Zahl der im Betrieb beschäftig-
ten, fachlich einschlägig ausgebildeten Per-
sonen, und

b) sofern Ausbilder bestellt sind, für welche
Zahl der in einem Lehrberuf auszubilden-
den Lehrlinge zumindest ein Ausbilder vor-
handen sein muß

(Verhältniszahlen).

(4) In den Ausbildungsvorschriften ist ferner
vorzusehen, daß den Lehrlingen, insbesondere
auch solchen, die bei einem Lehrherrn, dessen
Betrieb nur saisonmäßig geführt wird, ausge-
bildet werden, die Möglichkeit gegeben wird, vor
einer von der Lehrlingsstelle in sinngemäßer An-
wendung des § 22 gebildeten Kommission
Zwischenprüfungen zur Feststellung des jeweili-
gen Ausbildungsstandes kostenlos abzulegen,
wenn eine solche Maßnahme im Hinblick auf die
besonderen Anforderungen des Lehrberufes
zweckmäßig ist und die Lehrlingsstellen in der
Lage sind, die erforderliche Anzahl von Prüfungs-
kommissionen einzurichten.

(5) Wenn es für die fachgemäße Ausbildung
in einem Lehrberuf im Hinblick auf die beson-
deren Anforderungen dieses Lehrberufes erfor-
derlich . ist, können in den Ausbildungsvor-
schriften auch Ausbildungsrichtlinien vorgesehen
werden; in diesen ist unter Bedachtnahme auf
das Berufsbild anzugeben, welche wesentlichen
Fertigkeiten und Kenntnisse dem Lehrling in
jedem Lehrjahr vermittelt werden sollen.

Pflichten des Lehrherrn

§ 9. (1) Der Lehrherr hat für die Ausbildung
des Lehrlings zu sorgen und ihn unter Bedacht-
nahme auf die Ausbildungsvorschriften des Lehr-
berufes selbst zu unterweisen oder durch geeig-
nete Personen unterweisen zu lassen.

(2) Der Lehrherr hat den Lehrling nur zu
solchen Tätigkeiten heranzuziehen, die mit dem
Wesen der Ausbildung vereinbar sind. Dem Lehr-
ling dürfen keine Aufgaben zugewiesen werden,
die seine Kräfte übersteigen.

(3) Der Lehrherr hat den Lehrling zur Arbeit-
samkeit, Ordnung, Ehrlichkeit und anständigem
Betragen anzuhalten und ihm diesbezüglich ein
gutes Beispiel zu geben; er darf den Lehrling
weder mißhandeln noch körperlich züchtigen und
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hat ihn vor Mißhandlungen oder körperlichen
Züchtigungen durch andere Personen, insbeson-
dere durch Betriebs- und Haushaltsangehörige,
zu schützen.

(4) Der Lehrherr hat die Eltern oder sonstige
Erziehungsberechtigte des Lehrlings von wich-
tigen Vorkommnissen, die die Ausbildung eines
minderjährigen Lehrlings betreffen, und, sofern
ein minderjähriger Lehrling in die Hausgemein-
schaft des Lehrherrn aufgenommen wurde, auch
von einer Erkrankung des Lehrlings ehestens zu
verständigen.

(5) Der Lehrherr hat dem Lehrling, der zum
Besuch der Berufsschule verpflichtet ist, die zum
Schulbesuch erforderliche Zeit freizugeben und
ihn zum regelmäßigen Schulbesuch anzuhalten so-
wie auf den Stand der Ausbildung in der Berufs-
schule nach Möglichkeit Bedacht zu nehmen.
Wenn die Kosten für Unterbringung und Ver-
pflegung, die durch den Aufenthalt des Lehrlings
in einem für die Schüler der Berufsschule be-
stimmten Schülerheim zur Erfüllung der Berufs-
schulpflicht entstehen (Internatskosten), höher
sind als die dem Lehrling gebührende Lehrlings-
entschädigung, hat der Lehrherr dem Lehrling
zumindest die Hälfte des Unterschiedsbetrages
zwischen diesen Internatskosten und der Lehr-
lingsentschädigung zu ersetzen.

(6) Der Lehrherr hat dem Lehrling die zur
Ablegung der Lehrabschlußprüfung und der in
den Ausbildungsvorschriften vorgesehenen
Zwischenprüfungen erforderliche Zeit freizu-
geben. Wenn der Lehrling während der Lehrzeit
oder während der Zeit seiner Weiterverwendung
gemäß § 18 dieses Bundesgesetzes erstmals zur
Lehrabschlußprüfung antritt, hat der Lehrherr
dem Lehrling die Kosten der Prüfungstaxe zu
ersetzen.

(7) Die Absätze 2 bis 6 gelten für den Ausbilder
sinngemäß.

(8) Der Lehrherr hat der Lehrlingsstelle ohne
unnötigen Aufschub, spätestens jedoch binnen
vier Wochen anzuzeigen:

a) eine Endigung des Lehrverhältnisses gemäß
§ 14 Abs. 2 lit. a, d und e,

b) eine vorzeitige Auflösung des Lehrverhält-
nisses (§ 15) und

c) die Betrauung und den Wechsel des Aus-
bilders, sofern jedoch eine Person mit der
Koordination der gesamten Ausbildung be-
traut wurde (§ 3 Abs. 4), deren Betrauung
und Wechsel.

Pflichten des Lehrlings

§ 10. (1) Der Lehrling hat sich zu bemühen,
die für die Erlernung des Lehrberufes erforder-
lichen Fertigkeiten und Kenntnisse zu erwerben;

er hat die ihm im Rahmen der Ausbildung über-
tragenen Aufgaben gewissenhaft auszuführen und
sich in die betriebliche Ordnung einzufügen.

(2) Der Lehrling ist dem Lehrherrn und dem
Ausbilder im Rahmen des Lehrverhältnisses zu
Ehrlichkeit, Fleiß und anständigem Betragen ver-
pflichtet. Er hat durch sein Verhalten im Betrieb
der Eigenart des Betriebes Rechnung zu tragen,
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse zu wahren
und mit den ihm anvertrauten Werkstoffen,
Werkzeugen und Geräten sorgsam umzugehen.

(3) Der Lehrling hat im Falle einer Erkrankung
oder sonstiger Verhinderung den Lehrherrn oder
den Ausbilder ohne Verzug zu verständigen oder
verständigen zu lassen.

(4) Der Lehrling hat dem Lehrherrn unver-
züglich nach Erhalt das Zeugnis der Berufsschule
und auf Verlangen des Lehrherrn die Hefte und
sonstigen Unterlagen der Berufsschule, insbeson-
dere auch die Schularbeiten, vorzulegen.

Pflichten der Eltern oder der sonstigen Erzie-
hungsberechtigten eines minderjährigen Lehr-

lings

§ 11. Die Eltern oder die sonstigen Erziehungs-
berechtigten eines minderjährigen Lehrlings
haben im Zusammenwirken mit dem Lehrherrn
den Lehrling dazu anzuhalten, seine Pflichten auf
Grund der Vorschriften über die Berufsausbil-
dung und auf Grund des Lehrvertrages zu er-
füllen.

Lehrverhältnis und Lehrvertrag

§ 12. (1) Das Lehrverhältnis wird durch den
Eintritt des Lehrlings in die fachliche Ausbildung
und Verwendung begründet und durch den Lehr-
vertrag geregelt. Der Lehrvertrag ist unter Be-
dachtnahme auf den Zweck der Ausbildung in
einem in der Lehrberufsliste angeführten Lehr-
beruf zwischen dem Lehrherrn und dem Lehr-
ling schriftlich abzuschließen. Der Abschluß des
Lehrvertrages eines minderjährigen Lehrlings be-
darf der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters
des Lehrlings, jedoch keiner vormundschaftsbe-
hördlichen Genehmigung.

(2) Verträge, deren Gegenstand die Erlernung
von Tätigkeiten ist, die nicht in der Lehrberufs-
liste als Lehrberufe festgesetzt sind, begründen
kein Lehrverhältnis im Sinne dieses Bundes-
gesetzes.

(3) Der Lehrvertrag hat zu enthalten:
1. Bei physischen Personen den Vornamen,

den Familiennamen und den Wohnort des Lehr-
herrn, bei juristischen Personen oder Personen-
gesellschaften des Handelsrechtes die Firma und
den Sitz des Lehrherrn; weiters den Gegenstand
des Betriebes und den Standort der festen Be-
triebsstätten, in denen der Lehrling ausgebildet
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werden soll, gegebenenfalls den Vornamen, den
Familiennamen und den Wohnort des Stellver-
treters oder den Vornamen und den Familien-
namen des Ausbilders; sofern jedoch eine Person
mit der Koordination der gesamten Ausbildung
betraut wurde, deren Vornamen und Familien-
namen;

2. den Vornamen und den Familiennamen des
Lehrlings, sein Geburtsdatum und seinen Geburts-
ort, seinen Wohnort, bei minderjährigen Lehr-
lingen überdies den Vornamen, den Familien-
namen und den Wohnort seines gesetzlichen Ver-
treters sowie die Bezeichnung und den Sitz des
allfälligen Amtsvormundes;

3. die Bezeichnung des Lehrberufes, den der
Lehrling erlernen soll und die für diesen Lehr-
beruf festgesetzte Dauer der Lehrzeit;

4. das Eintrittsdatum als den kalendermäßigen
Beginn und das kalendermäßige Ende des Lehr-
verhältnisses;

5. die Erklärung des Lehrlings, für den minder-
jährigen Lehrling die des gesetzlichen Vertreters,
mit der Aufnahme in ein für die Schüler der
Berufsschule bestimmtes Schülerheim einverstan-
den zu sein, wenn der Lehrling die Berufsschul-
pflicht nur auf diese Weise erfüllen kann;

6. den Hinweis

a) auf die Pflicht zum Besuch der Berufs-
schule,

b) auf die Bestimmungen über die Endigung
und Auflösung des Lehrverhältnisses,

c) auf die Höhe der Lehrlingsentschädigung
(§ 17),

d) auf die Höhe der Internatskosten (§ 9
Abs. 5) im Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses, sofern zur Erfüllung der Berufs-
schulpflicht ein für die Schüler der Berufs-
schule bestimmtes Schülerheim besucht
wird;

7. den Tag des Vertragsabschlusses.

(4) In die Lehrverträge können weitere Ver-
einbarungen aufgenommen werden, insbesondere

1. über die Bedingungen, unter denen der Lehr-
herr dem Lehrling Verköstigung, Bekleidung und
Wohnung gewährt;

2. über die Tragung der Kosten der Lehrab-
schlußprüfung;

3. über eine besondere Gestaltung der Aus-
bildung.

(5) Der Lehrvertrag unterliegt keiner Ge-
bührenpflicht im Sinne des Gebührengesetzes
1957, BGBl. Nr. 267.

(6) Durch die Nichteinhaltung der Schriftform
und der Bestimmungen des Abs. 3 wird keine
Nichtigkeit des Lehrvertrages bewirkt.

Dauer des Lehrverhältnisses

§ 13. (1) Der Lehrvertrag ist für die für den
Lehrberuf festgesetzte Dauer der Lehrzeit (§ 7
Abs. 1 lit. b), bei gleichzeitiger Ausbildung in
zwei Lehrberufen für die sich aus § 6 Abs. 2 er-
gebende Zeit, abzuschließen. Eine kürzere als diese
Zeit darf nur vereinbart werden, wenn

a) der Lehrling bereits eine gemäß Abs. 2 für
den Lehrberuf anrechenbare Lehrzeit oder
eine gemäß § 28 dieses Bundesgesetzes an-
rechenbare schulmäßige Ausbildung oder
eine gemäß § 29 dieses Bundesgesetzes an-
rechenbare Zeit zurückgelegt hat, jedoch
höchstens für die auf die festgesetzte Lehr-
zeitdauer fehlende Zeit,

b) die Ausbildung auch im Rahmen einer von
der Lehrlingsstelle geförderten zwischenbe-
trieblichen Ausbildungsmaßnahme vorge-
nommen werden soll (§ 19 Abs. 7),

c) die Ausbildung in mehreren Betrieben in
dem betreffenden Lehrberuf zur Erreichung
des Ausbildurngszieles zweckmäßig und
sichergestellt ist, oder

d) der Lehrling die Lehrabschlußprüfung nicht
bestanden hat, jedoch höchstens für die
Dauer von sechs Monaten.

(2) Auf Grund einer im Zusammenhang mit
der Eintragung eines späteren Lehrvertrages ge-
machten Mitteilung des Lehrherrn oder des Lehr-
lings, für minderjährige Lehrlinge auch dessen
gesetzlichen Vertreters, sind von der Lehrlings-
stelle auf die für den Lehrberuf festgesetzte
Dauer der Lehrzeit anzurechnen:

a) die Teile der Lehrzeit, die in demselben
Lehrberuf bereits zurückgelegt worden sind,
in vollem Ausmaß,

b) die in einem verwandten Lehrberuf zurück-
gelegte, in der Lehrberufsliste festgesetzte
Lehrzeit, in dem gemäß § 7 Abs. 1 lit. d
bezeichneten Ausmaß,

c) die in einem verwandten Lehrberuf zu-
rückgelegten Teile einer Lehrzeit im Ver-
hältnis des Anteiles der zurückgelegten
Lehrzeit zu dem in der Lehrberufslistc
gemäß § 7 Abs. 1 lit. d bezeichneten Aus-
maß der Anrechnung,

d) die in einem Ausbildungszweig der Land-
und Forstwirtschaft zurückgelegte Lehr-
zeit unter Bedachtnahme auf das in einer
fachlich nahestehenden Beschäftigung Ge-
lernte und dessen Verwertbarkeit für den
Lehrberuf im Höchstausmaß von zwei
Dritteln der für den Lehrberuf festge-
setzten Dauer der Lehrzeit.

(3) Wenn der Lehrling in einem zusammen-
hängenden Zeitraum von über vier Monaten aus
in seiner Person gelegenen Gründen verhindert
ist, den Lehrberuf zu erlernen, so ist die vier
Monate überschreitende Zeit nicht auf die für
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den Lehrberuf festgesetzte Lehrzeit anzurechnen.
Das gleiche gilt, wenn die Dauer mehrerer sol-
cher Verhinderungen in einem Lehrjahr insge-
samt vier Monate übersteigt.

(4) In einem Lehrvertrag darf nicht verein-
bart werden, daß sich die Dauer des Lehrver-
hältnisses verlängert oder daß ein neuer Lehr-
vertrag abzuschließen ist, sofern die Voraus-
setzung des Abs. 1 lit. d gegeben sein sollte.

Endigung des Lehrverhältnisses

§ 14. (1) Das Lehrverhältnis endet mit Ablauf
der im Lehrvertrag vereinbarten Dauer der Lehr-
zeit.

(2) Vor Ablauf der vereinbarten Lehrzeit endet
das Lehrverhältnis, wenn

a) der Lehrling stirbt;
b) der Lehrherr stirbt und kein Ausbilder vor-

handen ist, es sei denn, daß er ohne un-
nötigen Aufschub bestellt wird;

c) die Eintragung des Lehrvertrages rechts-
kräftig verweigert oder die Löschung der
Eintragung des Lehrvertrages rechtskräftig
verfügt wurde;

d) der Lehrherr unfähig wird, seine Verpflich-
tungen auf Grund der Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes oder des Lehrvertrages zu
erfüllen, insbesondere wenn die Gewerbe-
berechtigung des Lehrherrn erlischt, wenn
der Lehrherr das Ruhen des Gewerbebe-
triebes anzeigt oder er auf Grund des § 4
dieses Bundesgesetzes von der Ausbildung
von Lehrlingen ausgeschlossen ist; oder

e) der Lehrling unfähig oder untauglich wird,
seine Verpflichtungen auf Grund der Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes oder des
Lehrvertrages zu erfüllen.

Vorzeitige Auflösung des Lehrverhältnisses

§ 15. (1) Das Lehrverhältnis kann rechtswirk-
sam nur bei Vorliegen einer der Voraussetzungen
der Abs. 2 bis 4 vorzeitig aufgelöst werden. Die
Auflösung bedarf ferner zur Rechtswirksamkeit
der Schriftform und bei Lehrlingen bis zum voll-
endeten 18. Lebensjahr in den Fällen des Abs. 2
und 4 überdies der Zustimmung des gesetzlichen
Vertreters.

(2) Während der ersten drei Monate kann
sowohl der Lehrherr als auch der Lehrling das
Lehrverhältnis jederzeit einseitig auflösen. An-
sonsten ist außer einer einvernehmlichen vor-
zeitigen Auflösung des Lehrverhältnisses dessen
vorzeitige Auflösung durch den Lehrherrn oder
durch den Lehrling nur aus den im Abs. 3 und 4
angeführten Gründen gestattet.

(3) Gründe, die den Lehrherrn zur vorzeitigen
Auflösung des Lehrverhältnisses berechtigen, lie-
gen vor, wenn

a) der Lehrling sich eines Diebstahls, einer
Veruntreuung oder einer sonstigen straf-
baren Handlung schuldig macht, die ihn
des Vertrauens des Lehrherrn unwürdig
macht oder der Lehrling länger als einen
Monat in Haft, ausgenommen Unter-
suchungshaft, gehalten wird;

b) der Lehrling den Lehrherrn, dessen Be-
triebs- oder Haushaltsangehörige tätlich
oder erheblich wörtlich beleidigt oder ge-
fährlich bedroht hat oder der Lehrling die
Betriebsangehörigen zur Nichtbefolgung
von betrieblichen Anordnungen, zu unor-
dentlichem Lebenswandel oder zu unsitt-
lichen oder gesetzwidrigen Handlungen zu
verleiten sucht;

c) der Lehrling trotz wiederholter Ermahnun-
gen die ihm auf Grund dieses Bundes-
gesetzes, des Schulpflichtgesetzes, BGBl.
Nr. 242/1962, oder des Lehrvertrages ob-
liegenden Pflichten verletzt oder vernach-
lässigt;

d) der Lehrling ein Geschäfts- oder Betriebs-
geheimnis anderen Personen verrät oder es
ohne Zustimmung des Lehrherrn verwertet
oder einen seiner Ausbildung abträglichen
Nebenerwerb betreibt oder ohne Einwilli-
gung des Lehrherrn Arbeiten seines Lehr-
berufes für Dritte verrichtet und dafür ein
Entgelt verlangt;

e) der Lehrling seinen Lehrplatz unbefugt ver-
läßt; oder

f) der Lehrling in einem zusammenhängen-
den Zeitraum von mehr als vier Monaten
oder in einem Lehrjahr insgesamt mehr als
vier Monate durch eine Krankheit an
der Arbeit verhindert ist, sofern diese
Krankheit nicht durch einen Arbeitsunfall
verursacht wurde oder es sich dabei nicht
um eine Berufserkrankung handelt und der
Lehrling nicht befeit ist, für die auf Grund
des § 13 Abs. 3 auf die für den Lehrberuf
festgesetzte Lehrzeit fehlende Zeit einen
Lehrvertrag bei diesem Lehrherrn abzu-
schließen.

(4) Gründe, die den Lehrling zur vorzeitigen
Auflösung des Lehrverhältnisses berechtigen,
liegen vor, wenn

a) der Lehrling ohne Schaden für seine Ge-
sundheit das Lehrverhältnis nicht fort-
setzen kann;

b) der Lehrherr oder der Ausbilder die ihm
obliegenden Pflichten gröblich vernach-
lässigt, den Lehrling zu unsittlichen oder
gesetzwidrigen Handlungen zu verleiten
sucht, ihn mißhandelt, körperlich züchtigt
oder erheblich wörtlich beleidigt oder den
Lehrling gegen Mißhandlungen, körper-
liche Züchtigungen oder unsittliche Hand-
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lungen von Seiten der Betriebsangehörigen
und der Haushaltsangehörigen des Lehr-
herrn zu schützen unterläßt;

c) der Lehrherr länger als einen Monat in
Haft gehalten wird, es sei denn, daß ein
gewerberechtlicher Stellvertreter (Geschäfts-
führer) oder ein Ausbilder bestellt ist;

d) der Betrieb oder die Werkstätte auf Dauer
in eine andere Gemeinde verlegt wird und
dem Lehrling die Zurücklegung eines län-
geren Weges zur Ausbildungsstätte nicht
zugemutet werden kann, während der
ersten zwei Monate nach der Verlegung;
das Gleiche gilt bei einer Übersiedlung der
Eltern oder eines Elternteiles, bei denen
oder bei dem ein minderjähriger Lehrling
wohnt, in eine andere Gemeinde;

e) der Lehrling von seinen Eltern oder son-
stigen Erziehungsberechtigten wegen
wesentlicher Änderung ihrer Verhältnisse
zu ihrer Unterstützung oder zur vorwie-
genden Verwendung in ihrem Betrieb be-
nötigt wird; oder

f) der Lehrling seinen Lehrberuf aufgibt; in
diesem Fall darf innerhalb von drei Mona-
ten in demselben Lehrberuf ein neuer Lehr-
vertrag nicht abgeschlossen werden.

Lehrzeugnis

§ 16. (1) Nach Endigung oder vorzeitiger Auf-
lösung des Lehrverhältnisses hat der Lehrherr
auf eigene Kosten dem Lehrling ein Zeugnis
(Lehrzeugnis) auszustellen. Dieses Zeugnis muß
Angaben über den Lehrberuf und kalendermäßige
Angaben über die Dauer des Lehrverhältnisses
enthalten; es können auch Angaben über die
erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse aufge-
nommen werden. Angaben, die dem Lehrling
das Fortkommen erschweren könnten, sind nicht
zulässig.

(2) Das Lehrzeugnis unterliegt nicht der Ge-
bührenpflicht im Sinne des Gebührengesetzes
1957, BGBl. Nr. 267.

(3) Die Lehrlingsstelle hat die Richtigkeit der
Angaben über den Lehrberuf und die Dauer des
Lehrverhältnisses in Lehrzeugnissen auf Antrag
des Zeugnisinhabers zu bestätigen, wenn und in-
soweit der dem Antrag zu Grunde liegende Lehr-
vertrag bei der Lehrlingsstelle eingetragen ist. Be-
stätigte Lehrzeugnisse begründen für die Zulas-
sung zur Lehrabschlußprüfung, zu einer Zusatz-
prüfung und für einen Befähigungsnachweis im
Sinne der Gewerbeordnung vollen Beweis über
die so beurkundete Lehrzeit.

Lehrlingsentschädigung

§ 17. (1) Dem Lehrling gebührt eine Lehr-
lingsentschädigung, zu deren Bezahlung der Lehr-
herr verpflichtet ist.

(2) Liegt für einen Lehrberuf keine kollektiv-
vertragliche Regelung der Lehrlingsentschädigung
vor, so hat auf Antrag einer kollektivvertrags-
fähigen Körperschaft das Obereinigungsamt die
Lehrlingsentschädigung festzusetzen. Bei der
Festsetzung der Höhe der Lehrlingsentschädigung
ist auf die für verwandte oder ähnliche Lehr-
berufe geltenden Regelungen, sofern solche
nicht bestehen, auf den Ortsgebrauch Bedacht zu
nehmen.

(3) Beschlüsse des Obereinigungsamtes über die
Festsetzung der Lehrlingsentschädigung sind in
einen beim Obereinigungsamt zu führenden
Kataster aufzunehmen und im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" kundzumachen. Sie treten, falls
nichts anderes bestimmt ist, mit dem der Kund-
machung folgenden. Tag in Kraft. Kollektivver-
träge setzen für ihren Geltungsbereich Beschlüsse
des Obereinigungsamtes über die Lehrlingsent-
schädigung außer Kraft.

(4) Liegen weder ein Kollektivvertrag noch ein
Beschluß des Obereinigungsamtes über die Lehr-
lingsentschädigung in einem Lehrberuf vor, so
ist deren Höhe unter Bedachtnahme auf Abs. 2
im Lehrvertrag festzusetzen.

(5) Der Lehrherr hat für die ersten drei Tage
einer durch Krankheit oder Unglücksfall verur-
sachten Arbeitsunfähigkeit die volle Lehrlings-
entschädigung, für die übrige Zeit der Arbeits-
unfähigkeit, längstens jedoch bis zur Dauer von
sechs Wochen — wenn die Arbeitsunfähigkeit
auf einem Arbeitsunfall beruht, bis zur Dauer
von zwölf Wochen —, ein Teilentgelt in der
Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der
vollen Lehrlingsentschädigung und dem aus der
gesetzlichen Krankenversicherung gebührenden
Krankengeld zu gewähren. Diese Verpflichtung
des Lehrherrn besteht auch dann, wenn der Lehr-
ling aus der gesetzlichen Krankenversicherung
kein Krankengeld erhält.

(6) Die Lehrlingsentschädigung ist für die
Dauer der Unterrichtszeit in der Berufsschule
unter Ausschluß der Mittagspause sowie für die
Dauer der Lehrabschlußprüfung und der in den
Ausbildungsvorschriften vorgesehenen Zwischen-
prüfungen weiter zu zahlen.

Weiterverwendung von ausgelernten Lehrlingen

§ 18. (1) Der Lehrherr, bei dem der Lehrling
die für den Lehrberuf festgesetzte Lehrzeit be-
endet, ist verpflichtet, diesen drei Monate in
seinem Betrieb in seinem erlernten Beruf weiter
zu verwenden.

(2) Hat der Lehrling bei dem Lehrherrn nur
einen Teil der für den Lehrberuf festgesetzten
Lehrzeit zurückgelegt, so trifft diesen Lehrherrn
die im Abs. 1 festgesetzte Verpflichtung nur im
Verhältnis der bei ihm zurückgelegten Lehrzeit
zu der für den Lehrberuf festgesetzten Dauer
der Lehrzeit.
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(3) Die Landeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft hat im Einvernehmen mit der Kammer
für Arbeiter und Angestellte binnen 14 Tagen
auf Antrag dem Lehrherrn die im Abs. 1 fest-
gesetzte Verpflichtung zu erlassen oder die Bewil-
ligung zur Kündigung vor Ablauf der im Abs. 1
vorgeschriebenen Beschäftigungsdauer zu erteilen,
wenn diese Verpflichtung aus wirtschaftlichen
Gründen, insbesondere bei Saisongewerben, nicht
erfüllt werden kann. Wird die Entscheidung nicht
innerhalb dieser Frist getroffen, so hat die Be-
zirksverwaltungsbehörde über diesen Antrag nach
Anhörung der Landeskammer der gewerblichen
Wirtschaft und" der Kammer für Arbeiter und
Angestellte endgültig zu entscheiden. Wird dem
Antrag entsprochen, darf der Lehrherr vor Ab-
lauf der bezeichneten Beschäftigungsdauer keinen
neuen Lehrling aufnehmen.

(4) Bestimmungen über eine allfällige vor-
zeitige Beendigung des Dienstverhältnisses blei-
ben unberührt.

Lehrlingsstellen

§ 19. (1) Im übertragenen Wirkungsbereich der
Landeskammern der gewerblichen Wirtschaft, für
die Fälle des Abs. 2 jedoch im übertragenen Wir-
kungsbereich der Fachgruppen (Fachvertretungen)
der Sektion Gewerbe sind Lehrlingsstellen er-
richtet.

(2) Für ein Lehrverhältnis, das ein Mitglied
einer Fachgruppe (Fachvertretung) der Sektion
Gewerbe als Lehrherr abgeschlossen hat, ist jene
Fachgruppe (Fachvertretung) der Sektion Ge-
werbe zuständig, bei der eine gewerbsmäßige
Ausübung des Lehrberufes die Mitgliedschaft be-
gründet. Würde die gewerbsmäßige Ausübung
eines Lehrberufes die Mitgliedschaft bei zwei oder
mehreren Fachgruppen der Sektion Gewerbe be-
gründen, so ist jene Fachgruppe (Fachvertretung)
zuständig, bei der der wesentliche Teil der den
Lehrberuf bildenden Beschäftigungen die Mit-
gliedschaft begründet. Die Sektion Gewerbe der
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft hat
die betreffende Fachgruppe (Fachvertretung) nach
Anhörung der Landeskammern festzusetzen und
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzu-
machen. Diese Kundmachung tritt nach Maßgabe
des in ihr festgesetzten Wirksamkeitsbeginnes,
frühestens jedoch am Tag nach ihrer Verlaut-
barung in Kraft.

(3) Für ein Lehrverhältnis über die gleich-
zeitige Ausbildung in zwei Lehrberufen ist jene
von den beiden für diese Lehrberufe in Betracht
kommenden Lehrlingsstellen zuständig, bei der
die Anmeldung des Lehrvertrages erfolgte.

(4) Von den Lehrlingsstellen zu besorgende
Angelegenheiten sind laufende Geschäfte gemäß
§ 52 Abs. 2 und 4 des Handelskammergesetzes,
BGBl. Nr. 182/1946. Der Präsident der Landes-

kammer der gewerblichen Wirtschaft kann je-
doch einen dem Personalstand des Kammeramtes
angehörenden, hiefür geeigneten Bediensteten mit
der Besorgung dieser Geschäfte betrauen, sofern
dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit
und Einfachheit gelegen ist. Die Lehrlingsstellen
im Sinne des Abs. 2 können die Besorgung dieser
Angelegenheiten den Lehrlingsstellen im Sinne
des ersten Halbsatzes des Abs. 1 übertragen, so-
fern es im Interesse der Verwaltungsverein-
fachung gelegen ist und die Landeskammer zu-
stimmt. Die übertragende Lehrlingsstelle hat den
Übergang der Zuständigkeit im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" kundzumachen; er tritt frühe-
stens am Tage nach der Kundmachung in Kraft.

(5) Die in diesem Bundesgesetz vorgesehene
Anhörung der Fachgruppe (Fachvertretung) ent-
fällt, wenn die entsprechende Fachgruppe (Fach-
vertretung) Lehrlingsstelle ist.

(6) Den Lehrlingsstellen obliegt in erster In-
stanz die Durchführung der ihnen durch dieses
Bundesgesetz übertragenen Aufgaben. Sie. haben
im Rahmen der Überwachung der Lehrlingsaus-
bildung festzustellen, ob die Voraussetzungen für
die Ausbildung von Lehrlingen gegeben sind und
die einschlägigen Rechtsvorschriften eingehalten
werden. Ihre Organe können zu diesem Zwecke
die Betriebe besichtigen und im erforderlichen
Umfang in die Aufzeichnungen der Betriebe Ein-
sicht nehmen.

(7) Die Lehrlingsstellen haben zwischenbetrieb-
liche Ausbildungsmaßnahmen, insbesondere die
Heranziehung von betrieblichen Einrichtungen
eines Lehrherrn für die Ausbildung von Lehrlin-
gen anderer Lehrherren zu fördern und nötigen-
falls deren Einrichtung anzuregen. Sie haben die
Lehrlinge in Angelegenheiten der Berufsausbil-
dung zu betreuen, insbesondere bei der Wahl
eines geeigneten Lehrplatzes im Einvernehmen
mit den zuständigen Stellen der Arbeitsmarkt-
verwaltung zu unterstützen. Ferner haben sie
für die weitere Unterbringung des Lehrlings tun-
lichst Sorge zu tragen, wenn er den Lehrplatz
infolge der vorzeitigen Endigung oder der vor-
zeitigen Auflösung des Lehrverhältnisses ver-
lassen muß.

(8) Die Lehrlingsstellen haben jedermann in
die Lehrberufsliste, die Ausbildungsvorschriften
sowie in die Prüfungsordnungen Einsicht zu
gewähren und den Lehrlingen die genannten Ver-
ordnungen, soweit sie sich auf den gewählten
Lehrberuf beziehen, anläßlich der Eintragung des
Lehrvertrages in geeigneter Weise zur Kenntnis
zu bringen.

(9) Die Lehrlingsstellen haben in Verfahren, in
denen sie voraussichtlich eine Entscheidung zu
treffen haben werden, die dem Antrag des Lehr-
lings, für einen minderjährigen Lehrling auch
dessen gesetzlichen Vertreters, nicht Rechnung
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trägt, der zuständigen Kammer für Arbeiter und
Angestellte bei sonstiger Nichtigkeit (§ 68 Abs. 4
lit. d AVG. 1950) hievon Mitteilung zu machen
und ihr Gelegenheit zur Abgabe einer schrift-
lichen Stellungnahme innerhalb einer drei-
wöchigen Frist zu geben; langt innerhalb dieser
Frist keine Stellungnahme ein, ist Zustimmung
anzunehmen. Der Kammer für Arbeiter und An-
gestellte ist eine Ausfertigung von dem sodann
ergehenden Bescheid zu übermitteln.

(10) Sachlich in Betracht kommende Oberbe-
hörden und im Instanzenzug übergeordnete Be-
hörden der Lehrlingsstellen sind die Landeshaupt-
männer und über diesen das Bundesministerium
für Handel, Gewerbe und Industrie.

(11) Schriften und Amtshandlungen im Ver-
fahren vor den Lehrlingsstellen unterliegen nicht
der Gebührenpflicht im Sinne des Gebührenge-
setzes 1957, BGBl. Nr. 267.

(12) Die Amtshandlungen der Lehrlingsstellen
sowie die Amtshandlungen der Landeshaupt-
männer und des Bundesministeriums für Handel,
Gewerbe und Industrie im Rahmen der Zustän-
digkeit als sachlich in Betracht kommender Ober-
behörde oder als den Lehrlingsstellen im In-
stanzenzug übergeordneter Behörde sind von
Bundesverwaltungsabgaben befreit.

Eintragung des Lehrvertrages

§ 20. (1) Der Lehrherr hat ohne unnötigen
Aufschub, jedenfalls binnen vier Wochen nach
Beginn des Lehrverhältnisses, den Lehrvertrag bei
der zuständigen Lehrlingsstelle zur Eintragung
anzumelden; der Anmeldung sind vier Ausfer-
tigungen des Lehrvertrages anzuschließen. Hat
der Lehrherr den Lehrvertrag nicht fristgerecht
angemeldet, so kann der Lehrling, für minder-
jährige Lehrlinge auch deren gesetzlicher Ver-
treter, der Lehrlingsstelle den Abschluß des Lehr-
vertrages bekanntgeben.

(2) Falls keine Erhebungen notwendig sind, hat
die Lehrlingsstelle ohne unnötigen Aufschub,
längstens aber zwei Monate nach Einlangen der
Anmeldung des Lehrvertrages die Eintragung des
Lehrvertrages vorzunehmen oder einen Bescheid
gemäß Abs. 3 zu erlassen. Leidet der Lehrvertrag
an Formgebrechen oder an behebbaren sachlichen
Mängeln, so hat die Lehrlingsstelle je nach der
Sachlage einen der Vertragspartner oder beide
aufzufordern, die Formgebrechen zu beheben
oder den Vertrag zu ändern und hiefür eine an-
gemessene Frist zu setzen.

(3) Die Lehrlingsstelle hat die Eintragung mit
Bescheid zu verweigern

a) wenn der Aufnahme des Lehrlings ein in
diesem Bundesgesetz begründetes Hindernis
entgegensteht,

b) wenn es sich um ein Scheinlehrverhältnis
handelt,

c) wenn der Lehrling im Zeitpunkt des Be-
ginnes des Lehrverhältnisses nicht die all-
gemeine Schulpflicht erfüllt hat,

d) wenn es sich im Falle eines jugendlichen
Lehrlings um einen verbotenen Betrieb im
Sinne des Kinder- und Jugendbeschäfti-
gungsgesetzes, BGBl. Nr. 146/1948, handelt,
oder dem Lehrherrn die Beschäftigung
Jugendlicher rechtskräftig untersagt ist,

e) wenn der Aufnahme des Lehrlings ein son-
stiges gesetzliches Hindernis entgegensteht,

f) wenn der Lehrvertrag nicht innerhalb der
gemäß Abs. 2 gesetzten Frist der Lehrlings-
stelle wiederum vorgelegt wird, oder

g) wenn der Lehrvertrag erst nach Ablauf der
für den Lehrberuf festgesetzten Lehrzeit
zur Eintragung angemeldet wird.

(4) Der Landeshauptmann hat im Falle der
Ausübung des Aufsichtsrechtes die Löschung der
Eintragung zu verfügen, wenn diese aus einem der
im Abs. 3 angegebenen Gründe zu verweigern
gewesen wäre. Eine solche Verfügung ist nicht
mehr zulässig, wenn der Lehrling inzwischen die
Lehrabschlußprüfung erfolgreich abgelegt hat.

(5) In dem Bescheid, mit dem die Eintragung
eines Lehrvertrages verweigert oder die Löschung
der Eintragung gemäß Abs. 4 verfügt wird, ist
unter Bedachtnahme auf den Grund dieser Maß-
nahme und den Stand der Ausbildung des Lehr-
lings auszusprechen, ob und inwieweit die bereits
tatsächlich zurückgelegte Zeit auf die in dem
betreffenden Lehrberuf festgesetzte Lehrzeit an-
zurechnen ist.

(6) Gegen den Bescheid über die Verweigerung
der Eintragung steht dem Lehrherrn und dem
Lehrling, für minderjährige Lehrlinge auch dem
gesetzlichen Vertreter, das Recht der Berufung
an den Landeshauptmann zu, gegen dessen Ent-
scheidung eine weitere Berufung nicht zulässig
ist.

(7) Die vollzogene Eintragung sowie eine
etwaige Anrechnung früherer Lehrzeiten oder
eine etwaige auf die Lehrzeit anrechenbare schul-
mäßige Ausbildung oder gemäß § 29 dieses Bun-
desgesetzes anrechenbare Zeiten sind auf allen
Ausfertigungen des Lehrvertrages zu beurkunden.
Eine Ausfertigung des Lehrvertrages hat die
Lehrlingsstelle aufzubewahren und je eine Aus-
fertigung ohne unnötigen Aufschub dem Lehr-
herrn, dem Lehrling, für minderjährige Lehr-
linge dem gesetzlichen Vertreter, und der zu-
ständigen Kammer für Arbeiter und Angestellte
zuzustellen.

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten für die Abände-
rung bereits eingetragener Lehrverträge sinn-
gemäß.
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(9) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben die
Lehrlingsstellen und die örtlich zuständigen Kam-
mern für Arbeiter und Angestellte von rechts-
kräftigen Bescheiden, mit denen Lehrherren die
Beschäftigung Jugendlicher untersagt wird, zu
verständigen.

Lehrabschlußprüfung

§ 21. (1) Zweck der Lehrabschlußprüfung ist
es festzustellen, ob sich der Lehrling die im
betreffenden Lehrberuf erforderlichen Fertig-
keiten und Kenntnisse angeeignet hat und in der
Lage ist, die dem erlernten Lehrberuf eigentüm-
lichen Tätigkeiten selbst fachgerecht auszuführen.
Die Lehrabschlußprüfung gliedert sich in eine
praktische und eine theoretische Prüfung und
besteht aus einem schriftlichen und einem münd-
lichen Teil.

(2) Die Lehrlingsstellen haben dafür zu sorgen,
daß sich alle Lehrlinge am Ende ihrer Lehrzeit
(§ 23 Abs. 2) der Lehrabschlußprüfung unter-
ziehen können.

(3) Personen, die eine Lehrabschlußprüfung er-
folgreich abgelegt haben, sind berechtigt sich zu
bezeichnen:

a) bei Lehrberufen, die einem Handelsgewerbe
entsprechen, als Kaufmannsgehilfen oder
mit der Berufsbezeichnung des Lehrberufes,

b) bei den übrigen Lehrberufen als Fach-
arbeiter oder als Gesellen oder mit der
Berufsbezeichnung des Lehrberufes.

(4) Für die Ablegung der Lehrabschlußprüfung
sind Prüfungstaxen zu entrichten. Die Höhe der
Prüfungstaxe ist in der Prüfungsordnung (§ 24)
so zu bestimmen, daß zur Tragung des durch die
Abhaltung der Prüfungen entstehenden besonde-
ren Verwaltungsaufwandes einschließlich einer an-
gemessenen Entschädigung der Mitglieder der
Prüfungskommission beigetragen wird. Die Prü-
fungstaxen fließen der Landeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft zu, in deren Bereich die
Prüfungskommission errichtet wurde, und sind
für den Verwaltungsaufwand der Lehrlingsstellen
zu verwenden.

Prüfungskommissionen für die Lehrabschluß-
prüfungen

§ 22. (1) Die Lehrabschlußprüfungen sind vor
Prüfungskommissionen abzulegen, die die Lehr-
lingsstellen zu errichten haben. Jede Prüfungs-
kommission besteht aus einem Vorsitzenden und
zwei Beisitzern.

(2) Der Vorsitzende der Prüfungskommission
und einer der Beisitzer (Dienstgeber-Beisitzer)
müssen Inhaber (Pächter, Stellvertreter oder
Filialleiter gemäß § 40 der Gewerbeord-
nung) eines dem betreffenden Lehrberuf
entsprechenden Gewerbes und zur Ausbildung

von Lehrlingen befugt oder Ausbilder in dem
betreffenden Lehrberuf und in dieser Eigenschaft
seit mindestens drei Jahren tätig sein.

(3) Der andere Beisitzer (Dienstnehmer-Bei-
sitzer) muß mindestens 21 Jahre alt, durch
mindestens vier Jahre im betreffenden Lehr-
beruf tätig gewesen sein und die allenfalls
vorgesehene Lehrabschlußprüfung mit Erfolg ab-
gelegt haben; das Erfordernis der erfolgreichen
Ablegung der Lehrabschlußprüfung entfällt bei
Lehrberufen, die Handelsgewerben entsprechen,
wenn die Lehrzeit vor dem 1. Jänner 1952 abge-
legt wurde.

(4) Personen, die wegen eines Verbrechens oder
wegen eines aus Gewinnsucht begangenen oder
gegen die öffentliche Sittlichkeit verstoßenden
Vergehens oder wegen einer solchen Übertretung
oder wegen der Finanzvergehen des Schmuggels,
der Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangs-
abgaben oder der Abgabenhehlerei nach § 37
Abs. 1 lit. a Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr. 129/
1958, rechtskräftig verurteilt worden sind, dürfen
nicht zu Mitgliedern der Prüfungskommission be-
stellt werden.

(5) Die Vorsitzenden der Prüfungskommis-
sionen sind vom Landeshauptmann nach Anhö-
rung der Lehrlingsstelle, der fachlich zuständigen
Fachgruppe (Fachvertretung, Kammer der ge-
werblichen Wirtschaft — Sektion Handel) und
der Kammer für Arbeiter und Angestellte auf
die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. Die Bei-
sitzer sind von der Lehrlingsstelle für jeden
Prüfungstermin gesondert auf Grund von Listen
zu bestimmen, die für die einzelnen Lehrberufe
hinsichtlich des im Abs. 2 vorgesehenen Bei-
sitzers von der Lehrlingsstelle nach Anhörung der
fachlich zuständigen Fachgruppe (Fachvertretung,
Kammer der gewerblichen Wirtschaft — Sektion
Handel) und hinsichtlich des im Abs. 3 vorge-
sehenen Beisitzers von der Kammer für Arbeiter
und Angestellte auf die Dauer von fünf Jahren
aufzustellen sind. Liegt der Lehrlingsstelle keine
für die ordnungsgemäße Heranziehung der er-
forderlichen Beisitzer ausreichende Liste vor, so
hat die Lehrlingsstelle die Beisitzer unter Be-
dachtnahme auf die Abs. 2 und 3 heranzuziehen.
Die Lehrlingsstelle hat Beisitzer, die die Vor-
aussetzungen für ihre Bestellung nicht oder nicht
mehr erfüllen oder durch deren wiederholte un-
entschuldigte Abwesenheit die Prüfungskommis-
sion nicht beschlußfähig war, der Stelle, die die
Liste erstellt hat oder bei Erstellung der
Liste angehört wurde, bekanntzugeben. Diese
Stelle hat die Beisitzer aus der Liste zu streichen
und ohne unnötigen Aufschub eine Ergänzung
der Liste vorzunehmen.

(6) Die Vorsitzenden der Prüfungskommis-
sionen haben dem Landeshauptmann oder den
von ihm Beauftragten die gewissenhafte und un-
parteiische Ausübung ihres Amtes zu geloben.
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Der Landeshauptmann hat einen Vorsitzenden
der Prüfungskommission vor Ablauf seiner Amts-
dauer zu entheben, wenn er seine Pflichten
wiederholt vernachlässigt hat oder andere wich-
tige Gründe für seine Abberufung sprechen.

(7) Die im § 19 Abs. 10 angeführten Behörden
können zur Überwachung der Ordnungsmäßig-
keit des Prüfungsvorganges einen Vertreter zur
Prüfung entsenden.

(8) Von der Errichtung von Prüfungskommis-
sionen für einzelne Lehrberufe ist von der Lehr-
lingsstelle abzusehen, in deren örtlichen Bereich
keine hinreichende Zahl von Prüfungswerbern
in dem betreffenden Lehrberuf zu erwarten ist
oder eine hinreichende Zahl von Prüfern nicht
zur Verfügung steht. In einem solchen Fall hat
die Lehrlingsstelle eine andere Lehrlingsstelle,
von der eine Prüfungskommission für den betref-
fenden Lehrberuf errichtet wurde, zu ersuchen,
daß die Prüfungen vor dieser Prüfungskommis-
sion abgelegt werden können; die andere Lehr-
lingsstelle hat diesem Ersuchen zu entsprechen.

(9) Die Lehrlingsstellen haben die Mitglieder
der von ihnen errichteten Prüfungskommission
bei der Durchführung der Prüfungen, insbeson-
dere auch hinsichtlich einer einheitlichen Hand-
habung der Prüfungsbestimmungen, zu unter-
stützen.

Zulassung zur Lehrabschlußprüfung

§ 23. (1) Zur Lehrabschlußprüfung sind unter
der Voraussetzung, daß die im Abs: 3 geforderten
Nachweise erbracht werden, zuzulassen:

a) Lehrlinge;
b) Personen, die die festgesetzte Lehrzeit allen-

falls unter Anrechnung einer schulmäßigen
Ausbildung gemäß § 28 dieses Bundesge-
setzes oder von Zeiten gemäß § 29 dieses
Bundesgesetzes beendet haben; und

c) Personen, die auf Grund einer schulmäßigen
Ausbildung keine Lehrzeit zurücklegen
müssen.

(2) Die Zulassung zur Lehrabschlußprüfung ist
in den Fällen des Abs. 1 lit. a und lit. b bei der
für die Ausbildungsstätte des Lehrlings örtlich
zuständigen Lehrlingsstelle frühestens vier
Monate vor Beendigung der festgesetzten Lehr-
zeit, sonst nach Wahl des Prüfungswerbers ent-
weder bei der nach dem Arbeitsort oder bei der
nach dem Wohnort des Prüfungswerbers örtlich
zuständigen Lehrlingsstelle zu beantragen. Diese
Lehrlingsstelle hat über den Antrag zu entschei-
den und den Prüfungstermin festzusetzen, der bei
Lehrlingen auch in den letzten zehn Wochen der
festgesetzten Lehrzeit, jedoch bei lehrgangs-
mäßigen Berufsschulen nicht vor dem Ende des
Lehrganges und bei ganzjährigen oder saison-
mäßigen Berufsschulen nicht früher als vier
Wochen vor dem Ende des Unterrichtsjahres
liegen darf.

(3) Dem Antrag des Prüfungswerbers um Zu-
lassung zur Lehrabschlußprüfung sind anzu-
schließen:

a) Nachweise über die Dauer der im Lehr-
beruf zurückgelegten Lehrzeit oder der
gemäß § 13 Abs. 2 anzurechnenden Lehr-
zeit oder das Zeugnis einer Schule, deren
erfolgreicher Besuch die Lehrzeit ganz oder
teilweise ersetzt;

b) der Nachweis über den Besuch der Berufs-
schule oder über die Befreiung von der
Berufsschulpflicht und

c) der Nachweis über die Entrichtung der
Prüfungstaxe.

(4) Die Prüfung ist vor einer Prüfungskommis-
sion abzulegen, die bei der Lehrlingsstelle, die
über die Zulassung entschieden hat, errichtet wor-
den ist. Ist im örtlichen Bereich dieser Lehrlings-
stelle keine Prüfungskommission für diesen Lehr-
beruf errichtet worden, so kann die Prüfung
vor einer entsprechenden Prüfungskommission
einer anderen Lehrlingsstelle (§ 22 Abs. 8) abge-
legt werden.

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat auf
Grund eines Antrages ausnahmsweise einen Prü-
fungswerber auch ohne Nachweis der Voraus-
setzungen gemäß Abs. 1 und Abs. 3 lit. a und b
nach Anhörung der Landeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft und der Kammer für Arbeiter
und Angestellte zur Lehrabschlußprüfung zuzu-
lassen,

a) wenn dieser das 21. Lebensjahr vollendet
hat und glaubhaft macht, daß er auf andere
Weise die im betreffenden Lehrberuf er-
forderlichen Fertigkeiten und Kenntnisse,
beispielsweise durch eine entsprechend lange
und einschlägige praktische Tätigkeit oder
durch den Besuch entsprechender Kursver-
anstaltungen erworben hat; oder

b) wenn dieser die Zurücklegung von drei
Vierteln der für den Lehrberuf festge-
setzten Lehrzeit nachweist und für ihn
keine Möglichkeit besteht, einen Lehrver-
trag für die auf die im Lehrberuf festge-
setzte Dauer der Lehrzeit fehlende Zeit
abzuschließen.

Auf Grund der vom Antragsteller der Bezirks-
verwaltungsbehörde bekanntgegebenen Wahl, ob
er die Prüfung vor der Prüfungskommission der
nach seinem Arbeitsort oder der nach seinem
Wohnort örtlich zuständigen Lehrlingsstelle ab-
legen will, hat die Bezirksverwaltungsbehörde
diese Lehrlingsstelle von der rechtskräftigen Zu-
lassung zur Lehrabschlußprüfung zu verständigen.
Die Lehrlingsstelle hat den Prüfungstermin fest-
zusetzen, der in den Fällen der lit. b nicht vor
dem Zeitpunkt liegen darf, zu dem der Prüfungs-
werber als Lehrling frühestens die Prüfung hätte
ablegen dürfen.
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(6) Gegen die Verweigerung der Zulassung
steht dem Prüfungswerber das Recht der Beru-
fung an den Landeshauptmann zu, gegen dessen
Entscheidung keine weitere Berufung zulässig ist.

Prüfungsordnungen

§ 24. (1) Die Prüfungsordnungen für die Lehr-
abschlußprüfungen in den einzelnen Lehrberufen
sind vom Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie durch Verordnung zu er-
lassen. Sie haben auf Grund der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes den Prüfungsvorgang ein-
schließlich der Prüfungsniederschrift näher zu
regeln, Bestimmungen über die Gegenstände der
praktischen und der theoretischen Prüfung sowie
über den schriftlichen und mündlichen Teil der
Lehrabschlußprüfung und über die Höhe der
Prüfungstaxe und der Entschädigung der Mit-
glieder der Prüfungskommissionen zu enthalten.

(2) In der Prüfungsordnung ist unter Bedacht-
nahme auf den Zweck der Lehrabschlußprüfung
(§ 21 Abs. 1) und unter Berücksichtigung des
Lehrplanes der fachlichen Berufsschule zu be-
stimmen, welche Gegenstände der theoretischen
Prüfung nicht zu prüfen sind, wenn der Prü-
fungswerber die Erreichung des Lehrzieles der
letzten Klasse der fachlichen Berufsschule nach-
weist. Weiters ist in der Prüfungsordnung unter
Berücksichtigung der Bedeutung der einzelnen
Prüfungsgegenstände für den erlernten Beruf zu
bestimmen, ob im Falle des Nichtbestehens der
Lehrabschlußprüfung die Wiederholung der Prü-
fung auf die mit „nichtgenügend" bewerteten
Prüfungsgegenstände oder auf die praktische oder
theoretische Prüfung zu beschränken ist; eine
solche Beschränkung ist jedenfalls dann nicht
vorzusehen, wenn mehr als drei Prüfungsgegen-
stände mit „nichtgenügend" bewertet wurden.

(3) Die Prüfungsordnung hat ferner nach Maß-
gabe der Bestimmungen des § 27 Abs. 2 festzu-
setzen, welche Gegenstände im Rahmen einer
Zusatzprüfung zu prüfen sind.

(4) Sofern durch die Änderung einer Prüfungs-
ordnung die Ablegung der Lehrabschlußprüfung
wesentlich erschwert wird, ist unter Berücksich-
tigung des im § 21 Abs. 1 vorgesehenen Zweckes
der Lehrabschlußprüfung a,uch zu bestimmen, ob
und in welchem Ausmaß die geänderten Bestim-
mungen auf die im Zeitpunkt deren Inkraft-
tretens bereits in Ausbildung stehenden Personen
anzuwenden sind.

Befangenheit der Mitglieder der Prüfungskom-
mission und Prüfungsvorgang

§ 25. (1) Vom Amt als Mitglied der Prüfungs-
kommission sind im einzelnen Fall der Lehrherr,
der Ausbilder, der gewerberechtliche Stellver-
treter (Geschäftsführer) und, sofern die Prüfung
nach Zurücklegung der Lehrzeit abgelegt wird.

die Dienstgeber des Prüflings sowie Personen
ausgeschlossen, bei denen sonstige wichtige
Gründe, insbesondere Verwandtschaft oder
Schwägerschaft vorliegen, die geeignet sind, ihre
volle Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen. Ob
Ausschließungsgründe vorliegen, ist nach Tun-
lichkeit schon von der Lehrlingsstelle, in jedem
Falle aber auch vom Vorsitzenden der Prüfungs-
kommission, zu prüfen.

(2) Die Prüfung ist nicht öffentlich; ausnahms-
weise hat jedoch der Vorsitzende der Prüfungs-
kommission einzelne Zuhörer zuzulassen, sofern
diese ein berufliches Interesse glaubhaft machen
und die räumlichen Verhältnisse die Anwesenheit
der Zuhörer ohne Beeinträchtigung des Prüfungs-
ablaufes gestatten.

(3) Umfang und Niveau der Prüfungsaufgaben
und -fragen haben dem im § 21 Abs. 1 festge-
legten Zweck der Lehrabschlußprüfung und den
Anforderungen der Berufspraxis zu entsprechen.
Der mündliche Teil der Prüfung ist vor der ge-
samten Prüfungskommission abzulegen.

(4) Die Prüfungskommission hat die Leistungen
des Prüflings in den einzelnen Prüfungsgegen-
ständen mit folgenden Noten zu bewerten:

a) „sehr gut" (1), wenn die Leistungen erheb-
lich über dem Durchschnitt liegen und alle
gestellten Aufgaben einwandfrei gelöst
wurden;

b) „gut" (2), wenn die Leistungen über dem
Durchschnitt liegen und die gestellten Auf-
gaben in den wichtigeren Punkten gelöst
wurden;

c) „befriedigend" (3), wenn die Leistungen
dem Durchschnitt entsprechen und die ge-
stellten Aufgaben im wesentlichen gelöst
wurden;

d) „genügend" (4), wenn die Leistungen unter
dem Durchschnitt liegen, die gestellten Auf-
gaben aber wenigstens teilweise gelöst wur-
den und erwartet werden kann, daß der
Prüfling trotz der aufgetretenen Mängel
den im erlernten Beruf gestellten Anfor-
derungen entsprechen wird;

e) „nichtgenügend" (5), wenn die gestellten
Aufgaben nicht gelöst wurden und nicht
erwartet werden kann, daß der Prüfling
den im erlernten Beruf gestellten Anforde-
rungen entsprechen wird.

Wenn in einem Prüfungsgegenstand die Prü-
fung aus einem schriftlichen und einem münd-
lichen Teil besteht, so hat die Prüfungskommis-
sion die Leistungen in beiden Teilen mit einer
gemeinsamen Note zu bewerten.

(5) Auf Grund der gemäß Abs. 4 ermittelten
Noten hat die Prüfungskommission festzustellen,
ob die Lehrabschlußprüfung mit Auszeichnung
bestanden, bestanden oder nicht bestanden wurde.
Die Lehrabschlußprüfung ist
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a) mit Auszeichnung bestanden, wenn wenig-
stens die Hälfte der Prüfungsgegenstände,
worunter auch die der praktischen Prüfung
zu fallen haben, mit „sehr gut" bewertet
wurden und in den übrigen Prüfungsgegen-
ständen keine schlechtere Bewertung als
„gut" erfolgte;

b) bestanden, wenn kein Prüfungsgegenstand
mit „nichtgenügend" bewertet wurde;

c) nicht bestanden, wenn ein oder mehrere
Prüfungsgegenstände mit „nichtgenügend"
bewertet wurden.

(6) Die Lehrabschlußprüfung kann im Falle
des Nichtbestehens frühestens nach einem halben
Jahr wiederholt werden. Wenn auf Grund der
gemäß § 24 Abs. 2 erlassenen Bestimmungen der
Prüfungsordnung die Wiederholung der Prüfung
auf die mit „nichtgenügend" bewerteten Prü-
fungsgegenstände oder auf die praktische oder
theoretische Prüfung einzuschränken ist, so hat
die Prüfungskommission unter Berücksichtigung
der festgestellten Mängel an Fertigkeiten und
Kenntnissen die Zulässigkeit eines früheren Ter-
mines der Wiederholungsprüfung festzusetzen,
der frühestens drei, spätestens sechs Monate nach
der nicht bestandenen Lehrabschlußprüfung zu
liegen hat.

(7) Für die Beschlüsse der Prüfungskommis-
sion ist Stimmenmehrheit erforderlich. Bei der
Abstimmung hat der Vorsitzende sein Stimm-
recht zuletzt auszuüben. Der Beschluß der Prü-
fungskommission gemäß Abs. 5 und 6 ist dem
Prüfling vom Vorsitzenden nach Abschluß der
Prüfung mündlich zu verkünden.

Prüfungszeugnis und Lehrbrief

§ 26. (1) Die Lehrlingsstelle hat dem Prüfling
nach Ablegung der Lehrabschlußprüfung ein
Prüfungszeugnis auszustellen, das die Beurteilung
des Prüfungsergebnisses der Lehrabschlußprüfung
zu enthalten hat.

(2) Das Prüfungszeugnis ist zumindest vom
Vorsitzenden der Prüfungskommission zu unter-
zeichnen und mit dem Siegel der Lehrlingsstelle
zu versehen.

(3) Das Prüfungszeugnis unterliegt nicht der
Gebührenpflicht im Sinne des Gebührengesetzes
1957, BGBl. Nr. 267.

(4) Auf Antrag des Prüflings hat die Lehrlings-
stelle einen Lehrbrief in Form einer entsprechend
gestalteten Urkunde auszustellen. In dem Lehr-
brief ist die Beendigung des Lehrverhältnisses
und die erfolgreiche Ablegung der Lehrabschluß-
prüfung in dem betreffenden Lehrberuf, im
Falle der Bewertung der Prüfung mit Auszeich-
nung auch dies zu beurkunden.

Zusatzprüfung

§ 27. (1) Nach erfolgreicher Ablegung einer
Lehrabschlußprüfung kann eine Zusatzprüfung
in einem verwandten Lehrberuf (§ 5 Abs. 4) ab-
gelegt werden. Handelt es sich um einen ver-
wandten Lehrberuf, dessen festgesetzte Lehrzeit
länger als die des erlernten Berufes ist, so ist
eine Tätigkeit im erlernten Beruf oder im ver-
wandten Lehrberuf mindestens im Ausmaß der
auf die im verwandten Lehrberuf festgesetzte
Lehrzeit fehlenden Dauer nachzuweisen.

(2) Im Rahmen einer Zusatzprüfung sind jene
Gegenstände zu prüfen, hinsichtlich derer die
Lehrabschlußprüfung im erlernten Lehrberuf den
im § 21 Abs. 1 vorgesehenen Zweck, was den
verwandten Lehrberuf anlangt, nicht erfüllt.

(3) Die Zusatzprüfung gilt als Lehrabschluß-
prüfung im verwandten Lehrberuf; §§21 bis 23,
25 und 26 haben sinngemäß Anwendung zu
finden.

Ersatz der Lehrabschlußprüfung und der Lehrzeit
auf Grund schulmäßiger Ausbildung

§ 28. (1) Der erfolgreiche Besuch einer Schule,
in der die Schüler in einem Lehrberuf fachgemäß
ausgebildet und, soweit es der betreffende Lehr-
beruf erfordert, auch praktisch unterwiesen wer-
den, ersetzt die erfolgreiche Ablegung der Lehr-
abschlußprüfung, wenn den Schülern während des
Besuches der Schule die in den betreffenden Lehr-
berufen erforderlichen Fertigkeiten und Kennt-
nisse in einem solchen Ausmaß vermittelt wer-
den, daß die Schüler in der Lage sind, die diesem
Lehrberuf eigentümlichen Tätigkeiten selbst fach-
gerecht auszuüben.

(2) Kann die Lehrabschlußprüfung nicht nach
Abs. 1 ersetzt werden, so ist der erfolgreiche
Besuch von mindestens zwei Schuljahren einer
der im Abs. 1 genannten Schulen auf die für
den Lehrberuf festgesetzte Lehrzeit anzurechnen,
jedoch nur insoweit, als die Lehrlinge während
des noch zurückzulegenden Teiles der Lehrzeit
in den für den betreffenden Lehrberuf erforder-
lichen Fertigkeiten und Kenntnissen unterwiesen
werden können, um die dem Lehrberuf eigen-
tümlichen Tätigkeiten selbst fachgerecht aus-
führen zu können. Handelt es sich um eine durch
Abs. 1 nicht erfaßte höhere Schule, so gilt dies
sinngemäß mit der Maßgabe, daß der erfolgreiche
Besuch mindestens der zehnten Schulstufe nach-
gewiesen werden muß. Bei der Feststellung des
erfolgreichen Besuches der höheren Schule haben
jene Unterrichtsgegenstände der höheren Schule
außer Betracht zu bleiben, deren Kenntnis für
die Ausübung des Lehrberufes nicht erforderlich
ist.

(3) Das Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie hat mit Verordnung fest-
zulegen, ob die erfolgreiche Ablegung der Lehr-
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abschlußprüfung gemäß Abs. 1 oder in welchem
Ausmaß die Dauer der Lehrzeit in einem Lehr-
beruf durch den Besuch einer Schule gemäß Abs. 2
ersetzt wird; hiebei ist maßgebend:

a) bei öffentlichen oder mit Öffentlichkeits-
recht ausgestatteten Schulen, an denen auf
Grund ordnungsgemäß kundgemachter
Lehrpläne unterrichtet wird, die Gestaltung
des Lehrplanes,

b) bei den sonstigen Schulen die Gestaltung des
Lehrplanes und die vermittelten Fertig-
keiten und Kenntnisse.

Dauer der Lehrzeit im Falle der Ausbildung
oder Beschäftigung in Anstalten für Erziehungs-
bedürftige, in Justizanstalten, in denen der Straf-
vollzug nach den Bestimmungen des IX. Haupt-
stückes des Jugendgerichtsgesetzes 1961 erfolgt,

oder in Anstalten für Körperbehinderte
§ 29. (1) Die bei der Landeskammer der ge-

werblichen Wirtschaft errichtete Lehrlingsstelle
hat die Zeit, in der Personen in einer gemäß
§ 4 des Jugendgerichtsgesetzes 1961, BGBl.
Nr. 278, errichteten Bundesanstalt für Erzie-
hungsbedürftige, in einer Justizanstalt, in der
der Strafvollzug nach den Bestimmungen des
IX. Hauptstückes des Jugendgerichtsgesetzes 1961,
BGBl. Nr. 278, erfolgt, in einem auf Grund des
§ 12 des Jugendwohlfahrtsgesetzes, BGBl. Nr. 99/
1954, errichteten Fürsorgeerziehungsheim oder
in einem anderen Heim, das zur Führung einer
öffentlichen Jugendwohlfahrtsmaßnahme be-
stimmt ist, in einem Lehrberuf ausgebildet wer-
den, auf die Lehrzeit in diesem Lehrberuf in
vollem Ausmaß anzurechnen, wenn die Werk-
stätte so eingerichtet ist und so geführt wird,
daß die für die praktische Erlernung im be-
treffenden Lehrberuf nötigen Fertigkeiten und
Kenntnisse vermittelt werden können und wenn
die Anleitung durch eine Person, die die per-
sönlichen Voraussetzungen für das Ausbilden von
Lehrlingen (§ 2 Abs. 2 lit. b und c) besitzt, er-
folgte.

(2) Die bei der Landeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft errichtete Lehrlingsstelle hat die
Zeit, in der Personen in einer der im Abs. 1 an-
geführten Anstalten mit Verrichtungen beschäf-
tigt werden, die den Gegenstand eines Lehrberu-
fes ausmachen, auf die Lehrzeit in diesem Lehr-
beruf anzurechnen, wenn die im Abs. 1 ange-
führten Voraussetzungen gegeben sind. Im
Rahmen des Ermittlungsverfahrens hat die Lehr-
lingsstelle ein Gutachten des Leiters der Anstalt
einzuholen und bei der Entscheidung über das
Ausmaß der Anrechnung auf den Ausbildungs-
stand des Zöglings und seine Führung in der
Anstalt Bedacht zu nehmen.

(3) Der Aufenthalt in einer der im Abs. 1
angeführten Anstalten darf im Lehrzeugnis, im
Prüfungszeugnis und im Lehrbrief nicht erwähnt
werden.

(4) Die bei der Landeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft errichtete Lehrlingsstelle hat die
Zeit, in der Personen in einer Anstalt für Blinde,
Taube oder sonstige Körperbehinderte in einem
Lehrberuf ausgebildet werden, auf die Lehrzeit
in diesem Lehrberuf anzurechnen, wenn es sich
nicht um eine Schule handelt und wenn die im
Abs. 1 angeführten Voraussetzungen gegeben
sind. Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens hat
die Lehrlingsstelle ein Gutachten des Leiters der
Anstalt einzuholen und bei der Entscheidung
über das Ausmaß der Anrechnung auf den Aus-
bildungsstand und das Ausmaß der Behinderung
des Antragstellers Bedacht zu nehmen.

(5) Gegen die Entscheidung der Lehrlingsstelle
gemäß Abs. 1, 2 oder 4 steht dem Antragsteller,
für minderjährige Personen auch dem gesetz-
lichen Vertreter, das Recht der Berufung an den
Landeshauptmann zu, gegen dessen Entscheidung
eine weitere Berufung nicht zulässig ist.

Besondere selbständige Ausbildungseinrichtungen

§ 30. (1) Das Ausbilden von Personen in einem
Lehrberuf in besonderen selbständigen Ausbil-
dungseinrichtungen, die weder von einem Lehr-
herrn geführt werden, noch Schulen oder im
§ 29 angeführte Anstalten sind; bedarf einer
Bewilligung.

(2) Die Bewilligung gemäß Abs. 1 ist vom
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie zu erteilen, wenn

a) die Organisation und Ausstattung der Aus-
bildungseinrichtung die Vermittlung aller
für die praktische Erlernung des betref-
fenden Lehrberufes nötigen Fertigkeiten
und Kenntnisse ermöglicht,

b) für die erforderliche Anzahl von Personen,
die die persönlichen Voraussetzungen für
das Ausbilden von Lehrlingen besitzen, vor-
gesorgt ist,

c) die Gestaltung der Ausbildung im wesent-
lichen dem Berufsbild des betreffenden
Lehrberufes und das Ausbildungsziel den
in der Prüfungsordnung dieses Lehrberufes
gestellten Anforderungen entspricht und
die Ausbildung mit der Ablegung der Lehr-
abschlußprüfung abgeschlossen wird,

d) glaubhaft gemacht wird, daß die Führung
der Ausbildungseinrichtung für mehrere
Jahre mit einem hohen Grad der Wahr-
scheinlichkeit sichergestellt ist, und

e) für die Wirtschaft und die Lehrstellenbe-
werber ein Bedarf nach einer selbständigen
Ausbildungseinrichtung besteht und die
Ausbildung von Lehrstellenbewerbern im
betreffenden Lehrberuf in betrieblichen
Lehrverhältnissen nicht gewährleistet ist.
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(3) Die Bewilligung darf bis zum Ausbau sämt-
licher Ausbildungsjahrgänge jeweils nur für ein
Jahr erteilt werden. Nach Erreichung des vollen
Ausbaues ist die Bewilligung unter Bedachtnahme
auf die Ausbildungserfolge für die Dauer des
Vorliegens der im Abs. 2 festgesetzten Voraus-
setzungen zu erteilen.

(4) Um die Bewilligung hat der Inhaber der
Ausbildungseinrichtung anzusuchen und die für
die Prüfung des Vorliegens der im Abs. 2 ge-
forderten Voraussetzungen notwendigen An-
gaben zu machen und die erforderlichen Unter-
lagen vorzulegen.

(5) Wenn die im Abs. 2 lit. a bis d genannten
Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind, ist
dem Inhaber der Bewilligung unter Androhung
des Entzuges oder der NichtVerlängerung der
Bewilligung eine angemessene, höchstens ein Jahr
dauernde Frist zur Behebung der Mängel zu
setzen. Werden die Mängel innerhalb der ge-
setzten Frist nicht behoben, so hat das Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
die Bewilligung zu entziehen oder nicht zu ver-
längern.

(6) Auf die Inhaber einer Bewilligung gemäß
Abs. 1, auf die dort in Ausbildung Stehenden und
die Ausbildungsverhältnisse überhaupt, finden die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes mit Aus-
nahme der §§17 und 18 mit der Maßgabe sinn-
gemäß Anwendung, daß

a) kein Lehrvertrag abzuschließen ist und die
Ausbildungsverhältnisse bei der bei der
Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft
errichteten Lehrlingsstelle in Form einer
Liste, die sämtliche im § 12 Abs. 3 gefor-
derten Angaben enthalten muß, anzumel-
den sind und

b) die in einer besonderen selbständigen Aus-
bildungseinrichtung zurückgelegte Zeit der
Ausbildung der Lehrzeit im betreffenden
Lehrberuf gleichgestellt ist.

Berufsausbildungsbeirat

§ 31. (1) Bei der Bundeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft ist ein Berufsausbildungsbeirat
zu errichten, der aus zwölf Mitgliedern besteht.

(2) Dem Beirat obliegt
a) die Erstattung von Gutachten, in welchen

die Notwendigkeit der Erlassung oder Ab-
änderung von Verordnungen betreffend die
Lehrberufsliste, die Ausbildungsvorschriften
oder die Prüfungsordnung der einzelnen
Lehrberufe sowie betreffend den Ersatz der
Lehrabschlußprüfung und der Lehrzeit auf
Grund schulmäßiger Ausbildung unter
gleichzeitiger Bekanntgabe und Begründung
von diesbezüglichen Vorschlägen aufgezeigt
wird,

b) die Erstattung von Gutachten zu Fragen
der durch dieses Bundesgesetz geregelten
Berufsausbildung auf Ersuchen des Bundes-
ministeriums für Handel, Gewerbe und
Industrie und

c) die Erstattung von Gutachten in Ver-
fahren über die Erteilung oder die Ent-
ziehung einer Bewilligung zur Ausbildung
von Personen in besonderen selbständigen
Ausbildungseinrichtungen.

(3) Wenn das Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie die Erlassung oder Ab-
änderung einer der im Abs. 2 lit. a angeführten
Verordnungen beabsichtigt, hat es unter Setzung
einer angemessenen, mindestens zweimonatigen
Frist ein Gutachten des Beirates einzuholen und
auf ein fristgerecht erstattetes Gutachten bei Er-
lassung der entsprechenden Verordnung Bedacht
zu nehmen.

(4) Das Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie hat die Mitglieder des Bei-
rates sowie für jedes Mitglied ein Ersatzmitglied
auf Grund von Vorschlägen, welche die Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft und der
Österreichische Arbeiterkammertag für je sechs
Mitglieder und Ersatzmitglieder zu erstatten
haben, zu bestellen. Je ein Mitglied und Ersatz-
mitglied, das von der Bundeskammer der ge-
werblichen Wirtschaft und vom Österreichischen
Arbeiterkammertag vorgeschlagen wird, muß
beruflich auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens
oder des Post-, Telegraphen- und Fernsprech-
wesens tätig sein. Ferner hat das Bundesministe-
rium für Handel, Gewerbe und Industrie aus
dem Kreis der Mitglieder auf Vorschlag der
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft nach
Anhörung des Österreichischen Arbeiterkammer-
tages den Vorsitzenden zu bestellen.

(5) Das Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie kann ein Mitglied (Ersatz-
mitglied) abberufen, wenn das Mitglied (Ersatz-
mitglied) selbst oder die Stelle, welche es vorge-
schlagen hat, dies beantragt oder wenn es nicht
die Gewähr bietet, daß es seine Aufgaben zu
erfüllen vermag; gleichzeitig ist ein anderes Mit-
glied (Ersatzmitglied) zu bestellen.

(6) In Abwesenheit des Vorsitzenden führt den
Vorsitz im Beirat das an Lebensjahren älteste,
auf Vorschlag der Bundeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft bestellte, bei der Sitzung an-
wesende Mitglied (Ersatzmitglied). Der Beirat ist
beschlußfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsge-
mäß eingeladen worden und mindestens sechs
Mitglieder (Ersatzmitglieder) anwesend sind. Ist
ein Mitglied an der Teilnahme einer Sitzung
des Beirates verhindert, hat es für die ent-
sprechende Verständigung und Information eines
Ersatzmitgliedes zu sorgen.
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(7) Für das Zustandekommen von Beschlüssen
des Beirates ist Stimmeneinhelligkeit erforder-
lich; kommt keine Stimmeneinhelligkeit zu-
stande, hat der Vorsitzende dies dem Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
mitzuteilen und dieser Mitteilung die überein-
stimmende Ansicht von mindestens vier bei der
Beschlußfassung anwesenden Mitgliedern (Ersatz-
mitgliedern) als deren Stellungnahme anzu-
schließen.

(8) Der Vorsitzende hat für die einzelnen
Beratungsgegenstände Sachverständige aus dem
Kreise der Berufsschullehrer und auf Antrag
von mindestens drei Mitgliedern des Beirates
weitere Sachverständige den Sitzungen des Bei-
rates beizuziehen. Die Sachverständigen werden
durch Beschluß des Beirates bestellt; es dürfen für
einen Beratungsgegenstand nicht mehr als sechs
Sachverständige bestellt werden. Die Sachver-
ständigen besitzen kein Stimmrecht.

(9) Die Bürogeschäfte des Beirates sind von
der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft
zu führen. Der Beirat hat eine Geschäftsordnung
zu beschließen, in welcher der Geschäftsgang im
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften so geord-
net wird, daß die Erfüllung der dem Beirat über-
tragenen Aufgaben sichergestellt ist.

(10) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Bei-
rates versehen ihr Amt auf Grund einer öffent-
lichen Verpflichtung als ein Ehrenamt; sie und
die sonst bei den Sitzungen des Beirates An-
wesenden sind verpflichtet, über den Verlauf
der Beratungen des Beirates Verschwiegenheit zu
bewahren. Die Mitglieder und Ersatzmitglieder
des Beirates haben das Recht, der Durchführung
von Lehrabschlußprüfungen jederzeit beizu-
wohnen.

Strafbestimmungen

§ 32. (1) Wer zwar befugt ist, einen Lehrling
im Sinne dieses Bundesgesetzes auszubilden, aber
seiner Verpflichtung nicht nachgekommen ist,

a) einen Lehrvertrag rechtzeitig zur Eintra-
gung anzumelden, oder

b) dem Lehrling die zum Besuch der Berufs-
schule erforderliche Zeit freizugeben, oder

c) den Lehrling zum regelmäßigen Schulbesuch
anzuhalten, oder

d) den Lehrling nicht zu berufsfremden Tätig-
keiten zu verwenden, oder

e) bei der Aufnahme von Lehrlingen die auf
Grund des § 8 Abs. 3 festgesetzte Ver-
hältniszahl zu beachten, oder

f) einen geeigneten Ausbilder mit der Aus-
bildung zu betrauen,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von
der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geld-

strafe bis zu 6000 S oder mit Arrest bis zu drei
Wochen, nach wiederholter Bestrafung jedoch mit
einer Geldstrafe von 3000 bis 15.000 S oder mit
Arrest von zwei bis sechs Wochen zu bestrafen.

(2) a) Wer einen Lehrling im Sinne dieses
Bundesgesetzes ausbildet, obwohl ihm die
Ausbildung von Lehrlingen gemäß § 4 ver-
boten ist, oder

b) wer die Ausbildung im Sinne dieses Bun-
desgesetzes fortsetzt, obwohl die Eintra-
gung des Lehrvertrages gemäß § 20 rechts-
kräftig verweigert oder gelöscht wurde,
oder

c) wer Personen in einem Lehrberuf in einer
besonderen selbständigen Ausbildungsein-
richtung ausbildet, ohne im Besitz einer
Bewilligung gemäß § 30 Abs. 1 zu sein,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von
der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geld-
strafe bis zu 30.000 S oder mit Arrest bis zu
drei Monaten zu bestrafen.

(3) Wird ein Gewerbe durch einen Stellver-
treter oder Pächter betrieben, so sind die Geld-
und Arreststrafen gegen den Stellvertreter oder
Pächter zu verhängen. Der Gewerbeinhaber ist
neben dem Stellvertreter strafbar, wenn die
Übertretung mit seiner Kenntnis begangen
wurde oder wenn er bei der nach den Verhält-
nissen möglichen eigenen Beaufsichtigung des Be-
triebes oder bei der Auswahl oder Beaufsichti-
gung des Stellvertreters es an der erforderlichen
Sorgfalt hat fehlen lassen.

Übergangsbestimmungen

§ 33. (1) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes geltenden, auf Grund der
§§ 13 a Abs. 6 oder 14 a der Gewerbeordnung
erlassenen Rechtsvorschriften, die den Ersatz der
Lehrzeit oder der Lehrabschlußprüfung regeln,
bleiben als Bundesgesetz bis zu dem Zeitpunkt
in Geltung, in dem die betreffende Angelegenheit
durch Verordnung gemäß § 28 dieses Bundes-
gesetzes geregelt worden ist.

(2) Die in der Anlage A zu diesem Bundes-
gesetz angeführten Beschlüsse der Fachgruppen
betreffend Lehrlingshöchstzahlen bleiben als
Bundesgesetz bis zu dem Zeitpunkt in Geltung,
in dem die betreffende Angelegenheit durch Ver-
ordnung gemäß § 8 dieses Bundesgesetzes ge-
regelt worden ist.

(3) Die in der Anlage B zu diesem Bundes-
gesetz angeführten Beschlüsse der Fachgruppen
betreffend Prüfungsordnungen, die von den
Landeshauptmännern gemäß dem bisherigen
§ 104 c der Gewerbeordnung erlassenen Gesellen-
prüfungsordnungen, die von der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft gemäß dem bis-
herigen § 104 f der Gewerbeordnung erlassene
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und herausgegebene Prüfungsordnung für die
Ka.ufmannsgehilfenprüfung sowie die Richtlinien
der Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und
Handelskammern in der Reichswirtschafts-
kammer für die Fortführung der Facharbeiter-
und Gehilfenprüfungen der deutschen Industrie-
und Handelskammern, in der Fassung des Rechts-
Überleitungsgesetzes, StGBl. Nr. 6/1945, bleiben
hinsichtlich der Bestimmungen, die durch die im
§ 24 dieses Bundesgesetzes enthaltene Verord-
nungsermächtigung gedeckt sind, für die in der
Lehrberufsliste angeführten Lehrberufe als
Bundesgesetz bis zu dem Zeitpunkt in Geltung,
in dem die betreffende Angelegenheit durch Ver-
ordnung gemäß § 24 dieses Bundesgesetzes neu
geregelt worden ist. Jede Fachgruppe hat die in
der Anlage B dieses Bundesgesetzes angeführten,
ihren Wirkungsbereich betreffenden Beschlüsse
und jede Landeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft die Richtlinien der Arbeitsgemeinschaft der
Industrie- und Handelskammern in der Reichs-
wirtschaftskammer für die Fortführung der
Facharbeiter- und Gehilfenprüfungen der deut-
schen Industrie- und Handelskammern während
der Dauer der Geltung dieser Vorschriften zur
allgemeinen Einsicht aufzulegen. Die angeführten
Richtlinien der Arbeitsgemeinschaft der Industrie-
und Handelskammern in der Reichswirtschafts-
kammer treten jedenfalls fünf Jahre nach Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes außer Kraft.

(4) Personen, die vor Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes auf Grund von Lehr-, Ausbil-
dungs- oder Beschäftigungsverträgen in einem auf
Grund der im Zeitpunkt des Abschlusses eines
solchen Vertrages geltenden Rechtsvorschriften
zulässigen Lehrberuf in die Lehrlingsrollen der
Kammern der gewerblichen Wirtschaft oder die
Protokollbücher im Sinne des bisherigen § 99
der Gewerbeordnung eingetragen worden sind
oder deren Ausbildung in einem solchen Lehr-
beruf einer Lehrlingsrollen oder Protokollbücher
führenden Stelle angezeigt worden ist, gelten,
sofern die Ausbildung nicht in einer besonderen
selbständigen Ausbildungseinrichtung erfolgt, als
Lehrlinge im Sinne dieses Bundesgesetzes, auch
wenn der Lehrherr kein Inhaber (Pächter, ge-
werberechtlicher Stellvertreter oder Geschäfts-
führer) eines Gewerbes im Sinne der Gewerbe-
ordnung oder eines im § 2 Abs. 4 angeführten
Betriebes ist. Der weiteren Ausbildung dieser
Lehrlinge stehen die Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes nicht entgegen.

(5) Die Bestimmungen des § 2 Abs. 3 dieses
Bundesgesetzes finden keine Anwendung

a) auf Personen, die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Bundesgesetzes auf Grund
ihrer Gewerbeberechtigung zur Ausbildung
von Lehrlingen berechtigt waren, ohne die
im § 2 Abs. 3 angeführten Voraussetzungen
nachgewiesen zu haben,

b) auf Personen, die auf Grund ihrer Ge-
werbeberechtigung zur Ausbildung von
Lehrlingen berechtigt sind, wenn dieses Ge-
werbe später unter die handwerksmäßigen
Gewerbe eingereiht oder bei konzessionier-
ten Gewerben die Erbringung eines Be-
fähigungsnachweises eingeführt wird.

(6) Vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes erfolgreich abgelegte Facharbeiterprü-
fungen werden hinsichtlich ihrer Rechtswirkungen
den vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
erfolgreich abgelegten Gesellenprüfungen gleich-
gestellt. Vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes erfolgreich abgelegte Gesellenprüfungen,
Facharbeiterprüfungen, Gehilfenprüfungen, Lehr-
lingsprüfungen und Kaufmannsgehilfenprüfungen
gelten als erfolgreich abgelegte Lehrabschlußprü-
fungen im Sinne dieses Bundesgesetzes.

(7) Vorsitzende von Prüfungskommissionen,
die auf Grund der bisherigen Vorschriften be-
stellt worden sind, und Beisitzer von Prüfungs-
kommissionen gelten für den Rest ihrer Amts-
dauer als Vorsitzende oder Beisitzer der ent-
sprechenden Prüfungskommission nach § 22 und
können auch ohne Nachweis der Voraussetzungen
gemäß § 22 Abs. 2 oder 3 für weitere zehn Jahre
als Vorsitzende oder Beisitzer der entsprechenden
Prüfungskommission herangezogen werden, wenn
sie zumindest in den letzten drei Jahren das Amt
eines Vorsitzenden oder Beisitzers ausgeübt
haben. Sofern hinsichtlich neu anerkannter Lehr-
berufe nicht genügend Personen die Voraus-
setzungen gemäß § 22 Abs. 2 oder 3 er-
füllen, sind solche Personen als Vorsitzende der
Prüfungskommissionen zu bestellen oder als Bei-
sitzer zu bestimmen, die den fachlichen Anfor-
derungen am ehesten entsprechen.

(8) Nachsichten von den Bedingungen der Zu-
lassung zu einer Lehrabschlußprüfung, die vor
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erteilt wor-
den sind, gelten als Zulassung zur Lehrabschluß-
prüfung gemäß § 23 dieses Bundesgesetzes.

(9) Inhaber von Ausbildungseinrichtungen
gemäß § 30, in denen am 16. Dezember 1965 in
einem oder mehreren Lehrberufen ausgebildet
wurde, dürfen diese Ausbildung im bisherigen
Umfang bis zur rechtskräftigen Entscheidung
über die Verleihung einer Bewilligung gemäß
§ 30 weiter durchführen, wenn sie binnen sechs
Monaten nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe
und Industrie anzeigen, daß sie am 16. Dezember
1965 Inhaber einer Ausbildungseinrichtung gemäß
§ 30 waren. Das Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie hat auf Grund einer
solchen Anzeige eine Bewilligung gemäß § 30 zu
erteilen, wenn die Voraussetzungen des § 30
Abs. 2 lit. a bis c gegeben sind.
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(10) Soweit in bundesgesetzlichen Vorschriften
auf Bestimmungen verwiesen wird, die gemäß
§ 34 dieses Bundesgesetzes außer Kraft treten,
gilt nunmehr die Verweisung auf die entsprechen-
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der
hiezu ergangenen Verordnungen.

Schlußbestimmungen

§ 34. (1) § 19, soweit die Möglichkeit der
Übertragung der Besorgung der Angelegenheiten
der Lehrlingsstellen an andere Lehrlingsstellen
geregelt wird, und § 31 dieses Bundesgesetzes
treten nach Ablauf des Tages der Kundmachung,
die sonstigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
am 1. Jänner 1970 in Kraft. Auf dieses Bundes-
gesetz gestützte Verordnungen können schon
vor diesem Zeitpunkt erlassen werden, treten
aber frühestens zugleich mit diesem Bundesgesetz
in Kraft.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz hinsichtlich
des Lehrverhältnisses nicht ausdrücklich anderes
bestimmt ist, bleiben die Vorschriften des
Arbeitsrechtes unberührt.

(3) Durch das Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes bleiben insbesondere auch unberührt:

1. Das Arbeitsinspektionsgesetz 1956, BGBl.
Nr. 147,

2. das Verkehrs-Arbeitsinspektionsgesetz,
BGBl. Nr. 99/1952, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 80/1957,

3. §§ 4, 6 und 29 des Handelskammergesetzes,
BGBl. Nr. 182/1946, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 76/1950,

4. §§ 2 und 31 Abs. 2 des Arbeiterkammer-
gesetzes, BGBl. Nr. 105/1954.

(4) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ver-
lieren die Wirksamkeit:

1. a) § 14 vierter und fünfter Absatz der
Gewerbeordnung, letzterer jedoch nur in-
soweit, als er sich nicht auf die Zulassung
zur Meisterprüfung bezieht,

b) § 13 a Abs. 6 und 14 a der Gewerbe-
ordnung, soweit sie den Ersatz der ord-
nungsmäßigen Beendigung des Lehrverhält-
nisses durch Schulbesuch vorsehen und

c) § 14 b Abs. 2 bis 6, Abs. 2 jedoch nur
insoweit, als er sich auf die Gleichhaltung
der Verwendung als Lehrling bezieht, §§ 97
bis 105 a, § 132 lit. f, soweit er sich auf
Lehrlinge bezieht, und § 133 a lit. d der
Gewerbeordnung ;

2. das Gesetz GBl. f. d. L. Ö. Nr. 302/1939,
mit dem einige das Lehrlingswesen betreffende
gewerberechtliche Vorschriften abgeändert und
ergänzt werden;

3. Art. XXXIII der Gewerberechtsnovelle 1952,
BGBl. Nr. 179;

4. die ehemals deutschen Vorschriften, soweit
sie Angelegenheiten regeln, die Gegenstand dieses
Bundesgesetzes sind, insbesondere

a) der Erlaß des Reichswirtschaftsministers
vom 2. Dezember 1938, Zl. III/SW 18585,
zum Aufbau des industriellen und kauf-
männischen Ausbildungs- und Prüfungs-
wesens;

b) die Verordnung vom 15. Dezember 1939,
Deutsches RGBl. I S. 2425, über die Aus-
bildung von Fachkräften;

c) die Verordnung vom 6. Jänner 1940, Deut-
sches RGBl. I S. 32, über Maßnahmen auf
dem Gebiete der Berufsausbildung im
Handwerk;

d) die Satzungen der Prüfungsämter für die
Industrie-, Facharbeiter- und Gehilfenprü-
fungen der Industrie- und Handelskammer;

5. für den Geltungsbereich dieses Bundes-
gesetzes Art. II und III des Bundesgesetzes vom
9. Juli 1953, BGBl. Nr. 141.

(5) § 16 des Bäckereiarbeitergesetzes, BGBl.
Nr. 69/1955, in der Fassung des Art. I Z. 2 des
Bundesgesetzes vom 1. Juni 1960, BGBl. Nr. 116,
verliert zu dem Zeitpunkt seine Wirksamkeit,
in dem die betreffende Angelegenheit vom
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung durch Ver-
ordnung gemäß § 8 Abs. 3 dieses Bundesgesetzes
geregelt worden ist.

Vollziehung

§ 35. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. Das Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie; hinsichtlich der Erlassung
der Verordnungen gemäß §§ 7, 8, 24 und 28
bezüglich der Lehrberufe auf dem Gebiete der
Schiffahrt, des Eisenbahn- und des Luftverkehrs,
des Post-, Telegraphen- und Fernsprechwesens
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen
und bezüglich der Lehrberufe auf dem Gebiete
des Geld-, Kredit- und Versicherungswesens im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen, hinsichtlich der Erlassung der Verord-
nungen gemäß § 28 weiters bezüglich der der
Aufsicht des Bundesministeriums für Unterricht
unterstehenden Schulen im Einvernehmen mit
diesem Bundesministerium und bezüglich der
land- und forstwirtschaftlichen Schulen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Land- und Fostwirtschaft, hinsichtlich der Er-
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lassung der Verordnungen gemäß § 8 Abs. 3 und
hinsichtlich der Bestimmung des § 34 Abs. 5 im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
soziale Verwaltung, hinsichtlich der Bestimmun-
gen der §§ 12 Abs. 5, 16 Abs. 2, 19 Abs. 11 und
26 Abs. 3 im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen und hinsichtlich der
Bestimmung des § 4 Abs. 9 im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Justiz;

2. das Bundesministerium für Handel, Gewerbe
und Industrie und das Bundesministerium für

soziale Verwaltung gemeinsam hinsichtlich der
Bestimmungen des § 18 und des § 34 Abs. 4 Z. 1
lit. c, soweit er sich auf die Aufhebung des
§ 105 a der Gewerbeordnung bezieht;

3. das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 17
und 34 Abs. 4 Z. 5.

Jonas
Klaus Mitterer Klecatsky Piffl
Rehor Koren Schleinzer Weiß

Anlage A

Zu § 33 Abs. 2

LEHRLINGSHÖCHSTZAHLEN
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Anlage B

Zu § 33 Abs. 3

LEHRLINGSPRÜFUNGSORDNUNGEN

Drogistengewerbe

Beschluß des Landesgremiums Kärntens des Handels mit Drogen, Pharmazeutika, Farben,
Lacken und Chemikalien vom 17. März 1958 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das
Drogistengewerbe in der Fassung der Beschlüsse vom 31. August 1959 und 4. November 1959.

Beschluß des Landesgremiums Niederösterreichs des Handels mit Drogen, Pharmazeutika,
Farben, Lacken und Chemikalien vom 22. Jänner 1958 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung
für das Drogistengewerbe in der Fassung des Beschlusses vom 29. Oktober 1959.

Beschluß des Landesgremiums Oberösterreichs des Handels mit Drogen, Pharmazeutika, Farben,
Lacken und Chemikalien vom 16. April 1958 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das
Drogistengewerbe in der Fassung des Beschlusses vom 29. Oktober 1959.

Beschluß des Landesgremiums Salzburgs des Handels mit Drogen, Pharmazeutika, Farben,
Lacken und Chemikalien vom 25. Feber 1958 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das
Drogistengewerbe in der Fassung des Beschlusses vom 29. Oktober 1959.

Beschluß des Landesgremiums Steiermarks des Handels mit Drogen, Pharmazeutika, Farben,
Lacken und Chemikalien vom 18. März 1958 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das
Drogistengewerbe in der Fassung der Beschlüsse vom 8. Oktober 1959 und vom 19. Jänner 1960.

Beschluß des Landesgremiums Tirols des Handels mit Drogen, Pharmazeutika, Farben, Lacken
und Chemikalien vom 7. Mai 1958 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Drogisten-
gewerbe in der Fassung der Beschlüsse vom 2. Oktober 1959 und vom 26. Jänner 1960.

Beschluß des Landesgremiums Vorarlbergs des Handels mit Drogen, Pharmazeutika, Farben,
Lacken und Chemikalien vom 8. Mai 1958 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Dro-
gistengewerbe in der Fassung des Beschlusses vom 22. Oktober 1959.
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Beschluß des Landesgremiunis Wiens des Handels mit Drogen, Pharmazeutika, Farben, Lacken
und Chemikalien vom 27. März 1958 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Drogisten-
gewerbc in der Fassung der Beschlüsse vom 4. September 1959, vom 4. November 1959 und vom
24. Juni 1965, soweit sich letztgenannter Beschluß nicht auf eine Änderung der §§ 4 Z. 1, 5 Z. 2
und 9 Abs. 1 sowie auf eine Änderung der Bezeichnung der Prüfung bezieht.

Elektroinstallationsgewerbe

Beschluß der Landesinnung der Elektrotechniker und Radiomechaniker für Burgenland vom
11. März 1957 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Elektroinstallationsgewerbe.

Beschluß der Landesinnung der Elektrotechniker und Radiomechaniker für Kärnten vom
22. Jänner 1955 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Elektroinstallationsgewerbe in
der Fassung des Beschlusses vom 21. April 1957.

Beschluß der Landesinnung der Elektrotechniker und Radiomechaniker für Niederösterreich
vom 13. November 1958 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Elektroinstallations-
gewerbe.

Beschluß der Landesinnung der Elektrotechniker und Radiomechaniker für Oberösterreich vom
10. Jänner 1955 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Elektroinstallationsgewerbe in der
Fassung des Beschlusses vom 25. Feber 1957.

Beschluß der Landesinnung der Elektrotechniker und Radiomechaniker für Steiermark vom
28. März 1957 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Elektroinstallationsgewerbe.

Beschluß der Landesinnung der Elektrotechniker und Radiomechaniker für Wien vom 7. März
1957 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Elektroinstallationsgewerbe.

Gas- und Wasserleitungsinstallationsgewerbe

Beschluß der Fachvertretung der Gas-, Wasser- und Zentralheizungsinstallateure für Burgen-
land vom 12. Juni 1957 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Gas- und Wasserleitungs-
installationsgewerbe in der Fassung des Beschlusses vom 4. Oktober 1960.

Beschluß der Landesinnung der Gas-, Wasser- und Zentralheizungsinstallateure für Kärnten
vom 22. August 1957 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Gas- und Wasserleitungs-
installationsgewerbe in der Fassung des Beschlusses vom 19. Juni 1960.

Beschluß der Landesinnung der Gas-, Wasser- und Zentralheizungsinstallateure für Nieder-
österreich vom 1. September 1957 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Gas- und
Wasserleitungsinstallationsgewerbe in der Fassung des Beschlusses vom 14. September 1960.

Beschluß der Landesinnung der Gas-, Wasser- und Zentralheizungsinstallateure für Steiermark
vom 23. August 1961 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Gas- und Wasserleitungs-
installationsgewerbe in der Fassung des Beschlusses vom 27. Juni 1962.

Beschluß der Landesinnung Wien der Gas-, Wasser- und Zentralheizungsinstallateure vom
13. Oktober 1958 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Gas- und Wasserleitungs-
installationsgewerbe in der Fassung des Beschlusses vom 19. Jänner 1961.

Gewerbe der Erzeugung von Waren nach Gablonzer Art

Beschluß der Landesinnung Oberösterreich der Erzeuger von Waren nach Gablonzer Art vom
2. Mai 1957 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Gewerbe der Erzeuger von Waren
nach Gablonzer Art in der Fassung des Beschlusses vom 21. Juni 1960.

Kraftfahrzeugmechanikergewerbe

Beschluß der Landesinnung der Kraftfahrzeugmechaniker für Burgenland vom 29. März 1957
betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Kraftfahrzeugmechanikergewerbe in der Fassung
des Beschlusses vom 15. Juli 1958.

Beschluß der Landesinnung der Kraftfahrzeugmechaniker für Kärnten vom 27. August 1957
betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Kraftfahrzeugmechanikergewerbe in der Fassung
des Beschlusses vom 23. Juli 1958:
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Beschluß der Lindesinnung der Kraftfahrzeugmechaniker für Niederösterreich vom 23. Juni
1961 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Kraftfahrzeugmechanikergewerbe in der
Fassung des Beschlusses vom 3. Mai 1962.

Beschluß der Landesinnung der Kraftfahrzeugmechaniker für Oberösterreich vom 10. Juli
1957 betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Kraftfahrzeugmechanikergewerbe in der
Fassung des Beschlusses vom 26. Juli 1958.

Beschluß der Landesinnung der Kraftfahrzeugmechaniker für Steiermark vom 16. Mai 1957
betreffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Kraftfahrzeugmechanikergewerbe in der Fassung
des Beschlusses vom 8. Juli 1958.

Spediteurgewerbe

Beschluß der Fachvertretung der Spediteure für Burgenland vom 8. März 1956 betreffend die
Lehrlingsprüfungsordnung für das Spediteurgewerbe.

Beschluß der Fachvertretung der Spediteure für Kärnten vom 6. April 1956 betreffend die
Lehrlingsprüfungsordnung für das Spediteurgewerbe in der Fassung des Beschlusses vom 7. De-
zember 1966.

Beschluß der Fachgruppe der Spediteure für Niederösterreich vom 26. September 1956 be-
treffend die Lehrlingsprüfungsordnung für das Spediteurgewerbe.

Beschluß der Fachgruppe der Spediteure für Oberösterreich vom 3. Feber 1956 betreffend die
Lehrlingsprüfungsordnung für das Spediteurgewerbe in der Fassung der Beschlüsse vom 6. August
1956, vom 15. Oktober 1956 und vom 21. November 1966.

Beschluß der Fachgruppe der Spediteure für Salzburg vom 22. Feber 1958 betreffend die
Lehrlingsprüfungsordnung für das Spediteurgewerbe.

Beschluß der Fachgruppe der Spediteure für Steiermark vom 17. Feber 1956 betreffend die
Lehrlingsprüfungsordnung für das Spediteurgewerbe in der Fassung des Beschlusses vom 7. No-
vember 1966.

Beschluß der Fachgruppe der Spediteure für Tirol vom 18. Mai 1965 betreffend die Lehrlings-
prüfungsordnung für das Spediteurgewerbe.

Beschluß der Fachvertretung der Spediteure für Vorarlberg vom 7. Feber 1956 betreffend die
Lehrlingsprüfungsordnung für das Spediteurgewerbe.

Beschluß der Fachgruppe der Spediteure für Wien vom 20. Feber 1956 betreffend die Lehrlings-
prüfungsordnung für das Spediteurgewerbe.

1 4 3 . Bundesgesetz vom 27. März 1969,
mit dem das Einführungsgesetz zu den Ver-
waltungsverfahrensgesetzen neuerlich abge-

ändert wird (EGVG.-Novelle 1969)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1

Artikel II des Einführungsgesetzes zu den Ver-
waltungsverfahrensgesetzen 1950, BGBl. Nr. 172,
in der Fassung der EGVG.-Novelle BGBl. Nr. 92/
1959 wird wie folgt abgeändert:

1. Abs. 2 lit. A Z. 15 hat zu lauten:

„15. der Lehrlingsstellen und der Lehrlings-
und Fachausbildungsstellen;".

2. Abs. 2 lit. A Z. 24 hat zu lauten:

„24. der Militärkommandos;".

3. Dem Abs. 2 lit. B ist folgende Bestimmung
anzufügen:

„27 a. der Vollzugsbehörden erster Instanz
und der Vollzugsoberbehörden nach dem Straf-
vollzugsgesetz;".

4. Im Abs. 6 lit. f ist der Punkt durch einen
Strichpunkt zu ersetzen; dem Abs. 6 ist folgende
Bestimmung anzufügen:

„g) auf Akte der militärischen Befehlsgewalt."

Artikel 2

(1) In Angelegenheiten, die in erster Instanz
von einer Lehrlingsstelle zu besorgen sind, bisher
jedoch von einer anderen Behörde zu besorgen
waren, tritt die örtlich und sachlich in Betracht
kommende Lehrlingsstelle an die Stelle
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a) jener Behörde, die den Bescheid in erster
Instanz erlassen hat (§ 57 Abs. 2 und 3,
§ 63 Abs. 5, § 66 Abs. 1 und 2, § 68 Abs. 2
und § 69 Abs. 2 AVG. 1950, BGBl.
Nr. 172),

b) jener Behörde, die den Bescheid in erster
und zugleich letzter Instanz erlassen hat
(§ 68 Abs. 3 und § 69 Abs. 4 AVG. 1950)
und

c) jener Behörde, bei der die versäumte Hand-
lung vorzunehmen war oder die die ver-
säumte Verhandlung angeordnet oder die
unrichtige Rechtsmittelbelehrung erteilt hat
(S 71 Abs. 4 AVG. 1950).

(2) Unbeschadet der sich aus Abs. 1 ergeben-
den Zuständigkeit zur Entscheidung können je-
doch

a) Anträge auf Wiederaufnahme des Verfah-
rens auch bei der Behörde eingebracht wer-
den, die das Verfahren in erster Instanz
durchgeführt hat;

b) Anträge auf Wiedereinsetzung in den vori-
gen Stand auch bei der Behörde eingebracht
werden, bei der die versäumte Handlung

vorzunehmen war oder die die versäumte
Verhandlung angeordnet oder die unrich-
tige Rechtsmittelbelehrung erteilt hat.

(3) In Angelegenheiten, die von den Lehrlings-
stellen zu besorgen sind, beträgt die Frist zur
Einbringung von Berufungen gegen Bescheide,
die vor dem 1. Jänner 1970 erlassen wurden,
in den Fällen, in denen die in den §§ 61 Abs. 3
und 63 Abs. 5 AVG. 1950 vorgesehenen Fristen
erst nach dem 1. Jänner 1970 enden, zwei Wo-
chen. § 61 Abs. 2 und 3 AVG. 1950 ist anzu-
wenden.

Artikel 3

(1) Artikel 1 Z. 1 und Z. 3 sowie Artikel 2
dieses Bundesgesetzes treten mit dem 1. Jänner
1970 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut.

Jonas
Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Prader Waldheim

Kotzina
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